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Lebensumstände älterer und hochbetagter Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 30. Juli 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

I. Die Verbesserung der Lebenssituation älterer Menschen - 
Frauen und Männer - in unserer Gesellschaft ist eine politi- 
sche Schwerpunktaufgabe der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung fühlt sich dieser Generation, in der viele 
ein schweres Schicksal zu bewältigen hatten und haben und 
die beim Aufbau der Bundesrepublik Deutschland eine große 
Leistung vollbracht hat, besonders verpflichtet. Deshalb hat 
sie es als eine ihrer wichtigsten Aufgaben angesehen, die 
gesetzüche Rentenversicherung, deren finanzielles Funda- 
ment erschüttert war, zu konsolidieren und die Renten wieder 
sicher zu machen. Ohne das entschlossene Handeln der 
neuen Bundesregierung hätten Rentnerinnen und Rentner, 
Frauen und Männer, um ihre Rente fürchten müssen. Dann 
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allerdings wären lebenswichtige Belange der Generation 
älterer und hochbetagter Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland vernachlässigt, dann wäre sie in ihrer Existenz- 
grundlage bedroht gewesen. Die neue Bundesregierung hat 
dies verhindert. 

Eine Gesellschaft ist nur dann human, wenn sie allen älteren 
Mitbürgern ein gesichertes und sinnerfülltes Leben in einem 
der Menschenwürde entsprechenden Rahmen ermöglicht 
Unsere Gesellschaft kann auf die Dienste und Leistungen 
älterer Menschen, ihre Urteüsfähigkeit, ihre Lebenserfahrung 
und Verständnisbereitschaft in der Familie, im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe und im sozialen Bereich nicht verzichten. 
Älteren Menschen müssen mehr Felder der Betätigung für die 
Gesellschaft erschlossen werden. Nicht Konflikt, sondern Ver- 
ständnis zwischen den Generationen muß das Zusammen- 
leben von Jüngeren und Älteren bestimmen. 

Das Alter hat wie jede Lebensphase seinen eigenen Wert, 
eigene Bedürfnisse, eigene Aufgaben und eigene Verantwor- 
tung. Davon geht die Bundesregierung in ihrer Politik aus. 

Gleichgewichtige Ziele sind die Sicherung der materiellen 
Existenz, der gesundheitlichen Versorgung und die Hüfe zur 
Verbesserung der Situation älterer Menschen in der Gesell- 
schaft. Die gesamte Altenpolitik der Bundesregierung ist dar- 
auf ausgerichtet, die Selbständigkeit und Unabhängigkeit 
älterer Menschen soweit wie möglich zu bewahren oder wie- 
derherzustellen. Sie ist Gesellschaftspolitik im umfassenden 
Sinn. Es versteht sich von selbst, daß diese politischen Auf- 
gaben vor allem auch den älteren Frauen gelten. 

II. Der Anteü der Frauen unter den älteren Einwohnern der 
Bundesrepublik Deutschland ab 60 Jahren beträgt rund 64 % 
(im Vergleich zu dem rund 52 % Frauenanteil an der Gesamt- 
bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland). 65 Jahre 
und älter sind rund 6 Mio. Frauen (rund 65 % dieser Bevölke- 
rungsgruppe) und rund 3,2 Mio. Männer. 1765 Frauen über 
65 Jahren stehen 1 000 Männern der gleichen Altersgruppe 
gegenüber. Das ist eine Folge von zwei Weltkriegen und 
hängt mit der höheren Lebenserwartung der Frauen zusam- 
men. Die Lage der älteren Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland läßt sich nicht mit globalen Behauptungen 
zutreffend beschreiben. Ihre Lebenssituation wird - wie bei 
den älteren Menschen insgesamt - bestimmt durch eine Reihe 
von Faktoren, vor allem durch Einkommen, Wohnen, soziale 
Kontakte, Gesundheit, insbesondere ärztliche Versorgung 
und Vorsorge, aber auch durch Büdung und die eigene Betäti- 
gung und Freizeitgestaltung. Die örtlichen und regionalen 
Gegebenheiten spielen eine große Rolle, besonders die 
soziale Infrastruktur und das Ausmaß vorhandener Nachbar- 
schaftshilfen und -bindungen. 

Eine allgemein verbindliche Aussage über die Lebenssitua- 
tion älterer Frauen in der Bundesrepublik Deutschland ist 
deshalb nicht möglich. Die individuellen Verhältnisse sind in 
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diesem Lebensabschnitt viel stärker ausgeprägt als in jeder 
anderen Lebensphase. Bei den jetzt bereits alten Frauen 
beeinflußt neben dem ganz persönlichen Lebenslauf vor 
allem auch die geschichtliche Biographie ihre Situation. 

Viele von ihnen, besonders in der großen Gruppe der Allein- 
stehenden, haben schwere und zum Teil drückende Lebens- 
probleme. Krankheit und Vereinsamung sind häufige Ursa- 
chen. Die Probleme älterer Frauen werden vielfach auch 
durch ihre finanzielle Lage verschärft. 

III. Die Leistungen der älteren Frauen für den Aufbau der Bun- 
desrepublik Deutschland, die Entwicklung unserer demokra- 
tischen Gesellschaft in Frieden, Freiheit und soziale Sicher- 
heit werden zwar in der Öffentlichkeit zunehmend gewürdigt, 
zweifellos ist das gesellschaftliche Bewußtsein insoweit 
jedoch noch zu wenig geprägt, um konkrete und tiefgreifende 
Auswirkungen zu haben. Unzählige ältere Frauen vermissen 
zu Recht die persönliche Anerkennung ihrer lebenslang 
erbrachten Leistungen für die Familie, im Arbeitsleben und 
im sozialen und politischen Bereich. Sie erleben, daß es von 
der öffentlichen Würdigung ihrer gesellschaftlichen Stellung 
bis zur individuellen Wertschätzung der eigenen Lebensar- 
beit ein weiter Weg ist. Die öffentliche Meinungsbildung zum 
Rollenbild der Frau in den vergangenen Jahren, zum Rang- 
verhältnis zwischen bezahlter Berufstätigkeit und unentgeltli- 
chen Familienaufgaben hat das Selbstwertgefühl zahlreicher 
älterer Frauen nicht gestützt, die sich über viele Jahrzehnte 
hauptsächlich der Sorge um die Familie, der Kindererziehung 
und der Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger gewidmet 
haben. 

IV. Die Bundesregierung sorgt mit ihrem famüien- und frauen- 
politischen Programm, das geprägt ist von den Grundsätzen 
der Gleichberechtigung und Partnerschaft zwischen Frau und 
Mann, der Gleichwertigkeit von Familienarbeit und Erwerbs- 
tätigkeit und der Wahlfreiheit für einen der beiden oder für 
eine Verbindung zwischen beiden Bereichen und nicht 
zuletzt durch die besonders notwendige Aufwertung der Kin- 
dererziehung und Sorge für pflegebedürftige Angehörige 
auch für eine verstärkte Anerkennung der Lebensleistung 
älterer Frauen. 

Die soziale Sicherung der Frau im Alter ist ein wesentlicher 
Aspekt des frauenpolitischen Arbeitsprogramms der Bundesre- 
gierung. Bereits in diesem Jahr in Kraft getreten sind die verbes- 
serten Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Altersrente, 
die Verkürzung der Wartezeit von 15 auf 5 Jahre. 

Bei der bevorstehenden Neuordnung der Hinterbliebenenversor- 
gung in der gesetzlichen Rentenversicherung wird die Bundesre- 
gierung eine Lösung vorschlagen, die gerade für ältere Frauen zu 
sozial ausgewogenen und akzeptablen Ergebnissen führt. Dar- 
über hinaus ist es das Ziel der Bundesregierung, Zeiten der 
Kindererziehung in der Rentenversicherung anzurechnen. Die 
Überlegungen über die Ausgestaltung und Finanzierung einer 
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solchen Maßnahme sind noch nicht abgeschlossen. Bei diesen 
Überlegungen wird auch die Situation der älteren Frauengenera- 
tion sorgfältig bedacht werden. 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Rahmen der ihr möglichen 
Förderungsmaßnahmen den einzelnen Zielgruppen und ihrem 
unterschiedlichen Bedarf an Ermutigung und Unterstützung 
gerecht zu werden. 

Die von ihr im Rahmen ihrer Zuständigkeit geförderten Maßnah- 
men für ältere Menschen dienen 

— der Organisation von Selbsthilfen und der Entwicklung neuer 
Formen ehrenamtlicher Dienste, 

— der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, Begegnung zwi- 
schen den Generationen und Verbesserung der Situation älte- 
rer Menschen in Familie, Nachbarschaft und Gemeinde, 

— der Entwicklung und Erprobung integrierter offener und per- 
sonaler Formen sozialer Dienste in der Altenhilfe, 

— der Öffentlichkeits- und Informationsarbeit, z.B. auch zu psy- 
cho-sozialen Fragen, Möglichkeiten der Selbsthilfe, Anregun- 
gen für eine aktive Lebensgestaltung, zur materiellen Existenz 
und zur Aufklärung in Gesundheits- und Ernährungsfragen. 

Eingehend behandelt wird die Situation der älteren Frauen auch 
im 4. Familienbericht, den die Bundesregierung in dieser Legisla- 
turperiode vorlegen und der das Thema „Die Situation der älteren 
Menschen in der Familie" zum Gegenstand haben wird. 


I. Be\ ölkerunysenl\\ i< kluny und Zusuinnn-nset/.uny der Gruppn 
der älteren Mitbürger 


Als Vorbemerkung für die Antworten auf die f ragen zur Bevölke 
rungsentwicklung ist darauf hinzuweisen, daß den Ausgangszah- 
len aller Modellrechnungen erhebliche Unsicherheiten anhaften, 
weil noch auf fortgeschriebene Ergebnisse der Volkszählung im 
Jahre 1970 - der bisher letzten Volkszählung - zurückgegriffen 
werden mußte. 


1. Teilt die Buiidesregieiung die Auflassung, aus dem Beucht /ui 
Bevölkerungsentwicklung (Drucksachen 10 863 und 8 4437) sei zu 
folgern, daß auf mittlere Sicht in der Bundesrepublik Deutschland 
immer mehr altere Menschen leben und vor allem der Anteil dei 
älteren Frauen größer wird? 

Ja. Die demographische Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland führt bereits bis zum Jahr 2000 und verstärkt darüber 
hinaus zu einer Abnahme des Anteils junger Menschen und zu 
einer Zunahme des Anteils älterer Menschen, vor allem des 
Anteils älterer Frauen. Die modellmäßige Entwicklung ergibt sich 
aus Tabelle 2 (siehe Seite 6). 
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2. Wie viele Bewohner der Bundesrepublik Deutschland sind gegen- 
wärtig 

50 bis unter 60 Jahre, 

60 bis unter 75 Jahre, 

über 75 Jahre- alt, und wie viele davon sind in den einzelnen 
Altersgruppen Frauen? 


Entsprechende Angaben stehen nach dem Stand vom 31. Dezem- 
ber 1982 zur Verfügung. Sie ergeben sich aus Tabelle 1. 

Tabelle 1 

Bevölkerung nach ausgewählten Altersgruppen 
am 31. Dezember 1982 


Altersgruppe 
von . . . bis 
unter . . . Jahren 

Insgesamt 

darunter Frauen 

1 000 

% 

1 000 

% 

Alle Altersgruppen 
darunter 

61 546,1 

100 

32 118,2 

52,2 

50-60 

7 197,1 

11,7 

3 805,1 

52,9 

60-75 

8 345,4 

13,6 

5 169,3 

61,9 

75 und mehr 

3 882,5 

6,3 

2 631,4 

67,8 


3. Wie hoch wird sich in den Jahren 1990, 2000, 2010 voraussichtlich 
die Zahl der älteren Menschen von 50 bis unter 60, von 60 bis unter 
75 Jahren sowie die Zahl der Hochbetagten über 75 Jahren, jeweils 
nach Männern und Frauen unterteilt, belaufen, und welchen 
Altersquotienten (Verhältnis der Bevölkerung von 60 und mehr 
Jahren zur Bevölkerung von 15 bis unter 60 Jahren) unterstellt die 
Bundesregierung für diese drei Stichjahre? Von welchen der vorlie- 
genden Modellrechnungen zur künftigen Bevölkerungsentwick- 
lung geht die Bundesregierung dabei aus, und wie beurteilt sie die 
vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung im Juni 1984 ver- 
öffentlichten aktualisierten Vorausberechnungen zur demographi- 
schen Entwicklung und die zugrundeliegenden Annahmen? 


Die Zahl der älteren Menschen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis zum Jahr 2010 und der Altersquotient ergeben sich aus 
Tabelle 2. 

Die ser Modellrechnung liegen die Daten zugrunde, die im Rah- 
men des 2. Teils des Berichts über die Bevölkerungsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 10/863) gewon- 
nen wurden. Der Bundesminister des Innern hat diesen Bericht 
nach der Beratung im Bundeskabinett am 14. Dezember 1983 dem 
Deutschen Bundestag mit Schreiben vom 30. Dezember 1983 zu- 
geleitet. 

Die Modellrechnung geht hinsichtlich der deutschen Bevölkerung 
von dem Modell I (Status quo-Modell), hinsichtlich des ausländi- 
schen Bevölkerungsteils von dem Modell C (jährlicher Zuwande- 
rungsüberschuß von 50 000, in den Jahren 1988 bis 1992 85 000) 
aus. Diese Modellkombination erscheint zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt trotz des in letzter Zeit bei Ausländern zu beobachtenden 
Abwanderungsüberschusses plausibel. 

Die vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung im Juni 1984 
veröffentlichten Vorausberechnungen „Längerfristige Perspekti- 
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und Insgesamt, an allen Männern, xrauer. und an allen rersonen 


Modell I plus Modell CM 


Anteil 
in Prozent 


| 2ÜÜÜ 1 

zirr 

Anzahl 
in 1 000 

Anteil 
in Prozent 

Anzahl 
in 1 000 


Anteil 
in Prozent 


13,9 

3 

828,9 

13,2 

4 

135, 9 

15,2 

12, 8 

3 

837,4 

12,7 

4 

118,5 

14,6 

13,3 

7 

666, 3 

13,0 

8 

254,5 

14,9 


11,2 

4 

405,3 

15,2 

4 

484, 6 

16,5 

15,4 

5 

160,2 

17,1 

5 

218,0 

18,5 

13,4 

9 

565,5 

16,2 

9 

702,5 

17,5 


4,2 

1 010,9 

3,5 

1 264,4 

4,6 

9,1 

2 518,7 

8,3 

2 417,6 

8,6 

6,7 

3 529,6 

6,0 

3 682, 1 

6,6 


36 


38 


CD 
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ven der Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland" sind der Bundesregierung bekannt. Es erscheint in 
diesem Zusammenhang angebracht, auf den Charakter von 
Modellrechnungen näher einzugehen: Die Modellrechnungen in 
dem 2. Teil des Berichts über die Bevölkerungsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland haben nicht die Aufgabe, für den 
Zeitraum bis zum Jahr 2000 oder gar bis zum Jahr 2030 die jeweüs 
jährlich zu erwartenden Geburten-, Sterbe- und Wanderungsfälle 
sowie die sich hieraus ergebende Bevölkerungsentwicklung exakt 
vorauszusagen. Modellrechnungen sollen vielmehr aufzeigen, 
welche demographischen Entwicklungen sich unter bestimmten 
Annahmen zur Geburtenhäufigkeit, zur Sterblichkeit und zu den 
Wanderungen ergeben würden. Neben einer Modellrechnung, 
die vom Status quo dieser demographischen Gegebenheiten des 
Ausgangsjahres ausgeht, sind theoretisch beüebig viele weitere 
Modellrechnungen denkbar. Die in dem Bevölkerungsbericht 
dargestellten Modellrechnungen beruhen auf Annahmen, denen 
aufgrund der Entwicklung und der Erkenntnisse über die zukünf- 
tige Entwicklung Plausibilität zukommt. Aus dem Modellcharak- 
ter der Vorausrechnungen ergibt sich zugleich das Erfordernis, 
diese zu aktualisieren, wenn und sobald neue Erkenntnisse vor- 
liegen. 

Die Bundesregierung beobachtet die Bevölkerungsentwicklung 
mit großer Aufmerksamkeit. Sie wird - wie in der Vergangenheit 
geschehen - die Modellrechnungen zur Bevölkerungsentwick- 
lung in der Bundesrepublik Deutschland dann aktualisieren, 
wenn hierfür ausreichende neue Erkenntnisse vorliegen. 


4. Unterscheidet sich die wahrscheinliche Bevölkerungsentwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland von der in den übrigen EG- 
Ländern, und zwar hinsichtlich der 

— Altenbevölkerung über 60 Jahren insgesamt, 

— über 60jährigen Frauen, 

— alleinstehenden älteren Frauen? 


Die Bevölkerungsentwicklung hinsichtlich der älteren Bevölke- 
rung in der Bundesrepublik Deutschland unterscheidet sich von 
der Entwicklung in den anderen Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft. Der Anteü der 60jährigen und älteren Frauen an 
der Gesamtheit der weiblichen Personen ist in der Bundesrepu- 
blik Deutschland größer als in jedem anderen Land der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Die zahlenmäßige Entwicklung für die Jahre 
1985, 1990, 1995 und 2000 weist Tabelle 3 aus. Für Irland hegen 
nur Zahlen nach dem Stande von 1981 vor. 

Vergleichszahlen in bezug auf alleinstehende ältere Frauen ste- 
hen nicht zur Verfügung. 
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Tabelle J: 


Anteil älterer Personen in den Ländern der EG 
1982 - 2 000 1 * 



Bevölkerung 

Jahr 

... 



darunter 

60 Jahre 

Frauen 


darunter 

60 Jahre 


j insgesamt. 


und 

älter 

insgesamt 


und 

älter 


1 

1 000 


i _ % 

1 

1 000 


i * 






Belgien 






1 982 

9 

854,6 

1 

837,4 

18,6 

5 

041,2 

1 

078,0 

21,4 

1 985 

9 

840,4 

1 

873,7 

19,0 

5 

023,5 

1 

093,2 

21 ,8 

1 990 

9 

887,2 

1 

941,8 

19,6 

5 

041,0 

1 

125,3 

22,3 

1995 

9 

940,6 

2 

002,4 

20, 1 

5 

061,0 

1 

152,9 

22,8 

2000 

9 

971,6 

2 

020, 1 

20,3 

5 

071,6 

1 

159,3 

22,9 






Dänemark 






1 982 

5 

1 19,2 

1 

015,6 

19,8 

2 

595,3 


573,9 

22,1 

1985 

5 

102,3 

1 

033,7 

20,3 

2 

590,8 


587,7 

22,7 

1990 

5 

060,8 

1 

032,8 

20,4 

2 

574,3 


592, 1 

23,0 

1 995 

5 

009,0 

1 

014,1 

20,2 

2 

550, 1 


584,0 

22,9 

2000 

4 

939,6 

1 

008,5 

20,4 

2 

515,8 


579,4 

23,0 






Frankreich 






1 982 

54 

085,0 

9 

500,2 

17,6 

27 

594,6 

5 

647,0 

20,5 

1 985 

54 

842,1 

9 

899,4 

18,1 

27 

977,6 

5 

863,7 

21,0 

1 990 

56 

138, 5 

10 

510,0 

18,7 

28 

627,8 

6 

179,2 

21 ,6 

1995 

57 

422,7 

11 

051 ,8 

19,2 

29 

274,8 

6 

453,3 

22,0 

2000 

58 

573,4 

1 1 

317,4 

19,3 

29 

871 ,8 

6 

586,3 

22,0 






Griechenland 






1 982 

9 

760,2 

1 

713,8 

17,6 

4 

963,5 


943,4 

19,0 

1 985 

9 

590,7 

1 

669,9 

17,4 

4 

857,0 


915,0 

18,8 

1990 

9 

880,0 

1 

832,3 

18,5 

4 

986,9 

1 

001 ,2 

20, 1 

1995 

10 

167,9 

1 

977,2 

19,4 

5 

115,1 

1 

079,0 

21 , 1 

2000 

10 

434,7 

2 

058,0 

19,7 

5 

232,9 

1 

130,9 

21,6 „ 





Großbritannien und Nordirland 




1 982 

56 

306 

1 1 

541 

20,5 

28 

928 

6 

775 

23,4 

1985 

56 

296 

11 

780 

20,9 

28 

931 

6 

893 

23,8 

1 990 

56 

785 

1 1 

860 

20,9 

29 

156 

6 

914 

23,7 

1995 

57 

423 

11 

816 

20,6 

29 

44 6 

6 

905 

23,4 

2000 

57 

902 

11 

638 

20,1 

29 

657 

6 

728 

22,7 






Irland 






1981 

3 

432,8 


50 6,9 

00 

1 

708,5 


274 , 1 

16,0 






Italien 






1982 

57 

251 

10 

189 

17,8 

29 

304 

5 

875 

20,0 

1 985 

56 

964 

10 

771 

18,9 

29 

144 

6 

225 

21,4 

1 990 

57 

331 

11 

465 

20,0 

29 

327 

6 

618 

22,6 

1995 

57 

763 

1 1 

987 

20,8 

29 

536 

6 

920 

23,4 

2000 

57 

966 

12 

534 

21 ,6 

29 

626 

7 

230 

24,4 






Luxemburg 






1 982 


365,7 


65,6 

17,9 


187,6 


39,2 

20,9 

1 985 


365,9 


64,8 

17,7 


187, 1 


39,0 

20,8 

1 990 


370,0 


67,7 

18, 3 


189,4 


40,4 

21,3 

1 995 


373,0 


70,2 

18,8 


191,0 


41,3 

21 ,6 

2000 


373,5 


72,0 

19,3 


191,4 


41,9 

21 ,9 






Niederlande 






1982 

14 

285,8 

2 

291,9 

16,0 

7 

204,3 

1 

318,7 

18,3 

1 985 

14 

560, 1 

2 

411,6 

16,6 

7 

348,2 

1 

394,8 

19,0 

1 990 

14 

972,7 

2 

563,3 

17,1 

7 

558,1 

1 

485,0 

19,6 

1 995 

15 

350,2 

2 

691,3 

17,5 

7 

743,8 

1 

550,0 

20,0 

2000 

15 

643, 3 

2 

804,4 

17,9 

7 

887,8 

1 

600,5 

20,3 





Bundesrepublik Deutschland*) 




1 982 

61 

712,7 

12 

114,3 

19,6 

32 

189,8 

7 

708,0 

23,9 

1985 

61 

050,6 

12 

040,7 

19,7 

31 

745,0 

7 

721,5 

24,3 

1 990 . 

60 

639,5 

12 

184,2 

20,1 

31 

329,2 

7 

660,9 

24,5 

1995 

60 

148,6 

12 

215,8 

20,3 

30 

861,6 

7 

438,0 

24,1 

2000 

59 

143,3 

13 

095,1 

22, 1 

30 

186,1 

7 

679,0 

25,4 


1) Quelle: Eurostat 1984 - Bevöl kerungs stat i- *) Modell I C (für 1985-2000) 

stik 
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r. Die Familienstruktur der älteren Frauen 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß künftig mehr ältere 
Frauen immer länger alleine leben werden? 


Auf der Grundlage der Modellrechnungen zur Entwicklung der 
Privathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland (Anlage C 
zum Bevölkerungsbericht - Drucksache 10/863 -) ergibt sich in 
bezug auf die Zahl der Frauen, die in Einpersonenhaushalten 
leben, die in Tabelle 4 auf gezeigte Entwicklung. Diese Übersicht 
zeigt, daß die Tendenzen bei den einzelnen Altersgruppen im 
Zeitablauf nicht einheitlich sind. 


Tabelle 4 


Frauen in Einpersonenhaushalten in 1 000 


Frauen im Alter 
von ... bis unter 
. . . Jahren 

1985 

1990 

1995 

2000 

55-65 

917 

786 

800 

890 

65-75 

1 412 

1 348 

1 532 

1 377 

75 und mehr 

1 515 

1 606 

1 350 

1 410 


Bevölkerungswissenschaftler vertreten abweichend von der in der 
Tabelle 4 zum Ausdruck kommenden Entwicklung die Auffas- 
sung, daß eine Zunahme der Anzahl alleinlebender alter Men- 
schen - und damit auch Frauen - erwartet werden kann. Auf die 
Unsicherheiten der Modellrechnungen wurde bereits in der Vor- 
bemerkung vor der Antwort auf die Frage 1 hingewiesen. 


6. Wie viele der heute 50- bis unter 60jährigen, 60- bis unter 75jähri- 
gen sowie über 75jährigen Bürger sind alleinstehend - ledig, 
geschieden, verwitwet - und wie viele davon sind Frauen (absolut 
und prozentual) und wie viele Alleinstehende, unterteüt nach Män- 
nern und Frauen, werden es 1990, 2000, 2010 sein? 


Die Zahl (Stand: April 1982) der alleinstehenden 50jährigen und 
älteren Personen, gegliedert nach Familienstand und Altersgrup- 
pen, ergibt sich aus Tabelle 5. Die Übersicht zeigt, daß bei diesem 
Personenkreis die Frauen mit 81,5 % überwiegen. Nur bei Verhei- 
rateten im Alter von 50 bis unter 60 Jahren, die getrennt leben, ist 
der Anteil der Männer größer (59,1 %). 

Vorausberechnungen für die Entwicklung der alleinstehenden 
älteren Personen hegen der Bundesregierung nicht vor. 

Erkenntnisse hegen jedoch vor in bezug auf Frauen in Einperso- 
nenhaushalten; insoweit wird auf TabeUe 4 verwiesen. 
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Tabelle 5 

Alleinstehende Fünfzigjährige und Ältere nach Familienstand 
und Altersgruppen im April 1982 


Alter von . . . 
bis unter 
. . . Jahren 

Allein- 

stehende 

davon: 

Ledige 

verheiratet 

getrennt 

Lebende 

Verwitwete 

Geschiedene 


Insgesamt in 1 000 



50-60 

1 422 

452 

104 

572 

295 

60-75 

3 347 

511 

86 

2 478 

273 

75 und mehr 

2 307 

257 

25 

1 961 

65 

zusammen 

7 076 

1220 

214 

5 011 

632 


darunter Frauen in 1 000 



50-60 

1 019 

301 

42 

485 

190 

60-75 

2 050 

413 

46 

2 184 

207 

75 und mehr 

1 900 

217 

13 

1 618 

51 

zusammen 

5 769 

932 

102 

4 287 

448 


Frauen in % 



50-60 

71,6 

66,6 

40,9 

84,8 

64,5 

60-75 

85,2 

80,0 

53,7 

88,1 

76,0 

75 und mehr 

82,4 

84,7 

53,8 

82,5 

79,1 

zusammen 

81,5 

76,4 

47,5 

85,6 

70,9 


7. Wie viele 50- bis unter 60jährige, 60- bis unter 75jährige sowie über 
75jährige leben in Einpersonenhaushalten, wie viele davon sind 
Frauen? 


Die Zahlen der Personen vom 50. Lebensjahr an, die in Einperso- 
nenhaushalten leben, ergeben sich aus Tabelle 6 (Stand April 
1982). 

Die Übersicht zeigt ein erhebliches Übergewicht der Frauen, die 
in Einpersonenhaushalten leben. 


Tabelle 6 

Mitglieder von Einpersonenhaushalten nach Altersgruppen 


im April 1 982 

in 1 000 

Alter von . . . 
bis unter 
. . . Jahren 

Insgesamt 

davon: 

Männer 

Frauen 

50-60 

827 

240 

587 

60-75 

2 552 

342 

2 211 

75 und mehr 

1 680 

272 

1 416 

zusammen 

5 067 

853 

4 213 
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8. Wie beurteilt die Bundesregierung Erkenntnisse, nach denen sich 
für die Lebenserwartung von Männern und Frauen - je hach 
Familienstand und Erwerbsstatus - unterschiedliche Veränderun- 
gen abzeichnen? Welche Annahmen und Prognosen legt die Bun- 
desregierung ihren eigenen politischen Entscheidungen und Plan- 
ungen zugrunde? 

Während der letzten 30 Jahre ist die durchschnittliche Lebenser- 
wartung neugeborener Jungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land von 64,6 Jahre (1949/51) um 5,6 Jahre auf 70,2 Jahre (1980/ 
82) gestiegen. Für die neugeborenen Mädchen hat sich die mitt- 
lere Lebenserwartung in diesem Zeitraum von 68,5 auf 76,9 Jahre, 
also um 8,4 Jahre, erhöht. Insgesamt hat sich zwischen 1968/70 
und 1980/82 die durchschnittliche Lebenserwartung der männli- 
chen Neugeborenen um 2,7, die der weiblichen Neugeborenen 
um 3,2 Jahre verlängert. 

Die durchschnittliche Lebenserwartung der Ledigen, Verheirate- 
ten, Verwitweten und Geschiedenen ist im Niveau ebenfalls 
gestiegen, wobei die Verheirateten - im Vergleich zur allgemei- 
nen Lebenserwartung der Männer und Frauen — eine höhere 
durchschnittliche Lebenserwartung, die Ledigen, Verwitweten 
und Geschiedenen dagegen eine niedrigere Lebenserwartung 
aufweisen. 

Unter gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten kommt der Ent- 
wicklung der Alterssterblichkeit, die sich in der Veränderung der 
Lebenserwartung der 60jährigen ausdrücken läßt, eine besondere 
Bedeutung zu. 1949/51 hatten 60jährige Männer (Frauen) im 
Durchschnitt noch eine Lebenserwartung von 16,2 (17,5) Jahren. 

Im Verlauf der 50er und 60er Jahre nahm die weitere Lebenser- 
wartung der älteren Männer ab und stagnierte bei den älteren 
Frauen. Vom Ende der 60er Jahre an ist die Alterssterblichkeit bei 
beiden Geschlechtern wieder günstiger verlaufen. Die Tendenz 
einer Zunahme der Lebenserwartung älterer Frauen und Männer 
hat sich bis heute fortgesetzt. Nach den Ergebnissen der Sterbe- 
tafel 1980/82 beläuft sich die durchschnittliche Lebenserwartung 
60jähriger Männer (Frauen) auf 16,5 (20,8) Jahre. Gegenüber den 
Sterblichkeits Verhältnissen von 1968/70 ist damit eine Steigerung 
der Lebenserwartung für ältere Menschen von durchschnittlich 
1,5 bzw. 2 Jahren zu verzeichnen. 

Die höhere Lebenserwartung der weiblichen Bevölkerung ist ein 
Phänomen, das in fast allen Staaten der Welt zu beobachten ist. 
Eine schlüssige Erklärung gibt es hierfür bisher nicht. 

Zu der Frage der Lebenserwartung nach dem Erwerbsstatus lie- 
gen keine aktuellen Ergebnisse vor, ebensowenig Modellrech- 
nungen zur künftigen Entwicklung der Lebenserwartung. 


III. Die materielle Sicherung der älteren Frauen 

9. Welche wissenschaftlichen Studien zur Schätzung des Armuts- 
potentials in der Bundesrepublik Deutschland sind der Bundesre- 
gierung bekannt? Auf welche dieser Studien stützt sich die Bun- 
desregierung in ihrer Politik für ältere Menschen? Wie groß ist nach 
diesen Studien die Zahl der über 60jährigen Frauen, deren Ein- 
kommen unter der Armutsschwelle hegt (absoiut und im Verhältnis 
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zum gesamten Armutspotential und zur Gesamtzahl der über 
60jährigen Frauen in der Bundesrepublik Deutschland)? Erlauben 
die vorhandenen Erkenntnisse, von einer speziellen „Frauenar- 
mut" zu sprechen? 


Der Bundesregierung sind aus neuerer Zeit folgende wissen- 
schaftliche Studien zum Thema „Armut" bekannt: 

— Forschungsbericht „ Sozialhilf ebedürftigkeit und Dunkelziffer 
der Armut' ", der im Aufträge des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit vom Institut für Sozialfor- 
schung und Gesellschaftspolitik, Köln, erarbeitet und als 
Band 98 in der Schriftenreihe des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit (Kohlhammer-Verlag) veröf- 
fentlicht wurde; 

— Nationaler Bericht über die Armut in der Bundesrepublik 
Deutschland, vorgelegt im Auftrag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften, Brüssel, von der Arbeitsgruppe 
Armutsforschung an der Universität Frankfurt (Professoren Dr. 
Hauser und Dr. Krupp; Manuskript Frankfurt am Main 1980); 

— Forschungsbericht „Randgruppenbildung im ländlichen 
Raum/Armut und Obdachlosigkeit 1 ', der im Aufträge des Bun- 
desministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit von der 
sozialwissenschaftlichen Forschungsstelle Bamberg (Prof. Dr. 
Vaskovics) erarbeitet wurde und demnächst in der Schriften- 
reihe des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit veröffentücht werden wird. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden in die politische 
Bewertung der Situation älterer Menschen sowie in Überlegun- 
gen für notwendige Hilfsmaßnahmen einbezogen. 

Den genannten Forschungsberichten können gesicherte Erkennt- 
nisse zur wirtschaftlichen Lage der über 60jährigen Frauen in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht entnommen werden, die es 
rechtfertigen würden, für die Bundesrepublik Deutschland von 
einer Armut vor allem bei Frauen zu sprechen. Hinzu kommt, daß 
z. B. die Studie des Instituts für Sozialforschung und Gesellschafts- 
politik Köln, die Aussagen zur sogenannten Dunkelziffer der 
Armut enthält, auf statistischem Zahlenmaterial von 1979 fußt und 
die Sozialhilfebedürftigkeit von Haushalten, nicht von Einzelper- 
sonen untersucht. 

Besonders für ältere, alleinstehende Frauen ist jedoch die Alters- 
versorgung vielfach noch unzureichend. Deshalb wird die Bun- 
desregierung bei der bevorstehenden Neuordnung der Hinter- 
bliebenenversorgung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
eine Lösung vorschlagen, die gerade für ältere Frauen zu sozial 
ausgewogenen und akzeptablen Ergebnissen führt. 


10. Wie viele Frauen sind im Alter überwiegend auf Sozialhilfe ange- 
wiesen, wie viele Frauen zwischen 60 und 75 Jahren beziehen 
gegenwärtig laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und wie viele 
über 75jährige Frauen? Wie lauten die entsprechenden Zahlen für 
1975 und 1980? 


12 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/1 807 


Die Bundesstatistik der Sozialhilfeempfänger weist für das Jahr 
1982 120 871 Frauen im Alter zwischen 60 und 75 Jahren und 
1 12 859 Frauen im Alter von 75 Jahren und älter als Empfängerin- 
nen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt aus. Im Jahre 1980 
waren die entsprechenden Zahlen 127 266 bzw. 105 672. Die Stati- 
stik für das Jahr 1975 enthält noch keine Unterteilung der Alters- 
gruppe zwischen 65 und 75 Jahren. Nach dieser Statistik gab es 
im Jahre 1975 45 683 Empfängerinnen laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt zwischen 60 und 65 Jahren und 227 755 im Alter 
von 65 Jahren und mehr. Die Frage nach der Zahl der Frauen, die 
im Alter für den größeren Teil ihres notwendigen Lebensbedarfs 
auf Sozialhilfe angewiesen sind, ist mit den verfügbaren statisti- 
schen Daten nicht zu beantworten. 


11. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß für unver- 
hältnismäßig viele ältere Frauen Sozialhilfe unverzichtbar ist, um 
den Lebensunterhalt zu bestreiten, und worauf führt die Bundesre- 
gierung das Angewiesensein auf Hilfe zum Lebensunterhalt für 
den Kreis der älteren und hochbetagten Frauen zurück? Geht die 
Bundesregierung aufgrund der zu erwartenden Veränderungen in 
der Alters Struktur von einem steigenden Mittelbedarf bei der 
Sozialhilfe aus? 

Der vergleichsweise große Anteil älterer Frauen an den Empfän- 
gern laufender Leistungen zum Lebensunterhalt ist nach Auffas- 
sung der Bundesregierung in der Hauptsache auf die vielfach 
noch unzureichende Altersversorgung dieses Personenkreises 
zurückzuführen; andere Gründe wie z.B. ausbleibende Unterstüt- 
zung durch unterhaltspflichtige Verwandte treten demgegenüber 
zurück. Eine allgemeine Verbesserung der Einkommensverhält- 
nisse bei älteren Frauen, insbesondere als Folge zunehmender 
Erwerbstätigkeit von Frauen und damit der Begründung einer 
eigenen Altersversorgung anstelle lediglich einer Hinterbliebe- 
nenversorgung - für deren Neuordnung die Bundesregierung im 
übrigen eine Lösung vorschlagen wird, die gerade für ältere 
Frauen zu sozial ausgewogenen und akzeptablen Ergebnissen 
führt dürfte dazu führen, daß künftig weniger Frauen im Alter 
auf ergänzende Leistungen der Sozialhilfe angewiesen sein wer- 
den. Für eine solche Entwicklung spricht, daß sich seit dem Jahre 
1970 die Zahl der über 60jährigen Empfängerinnen laufender 
Leistungen zum Lebensunterhalt nicht erhöht hat, obwohl im 
Zeitraum von 1970 bis 1982 die Zahl aller Frauen dieser Alters- 
gruppe um 772 000 oder 11 % gestiegen ist und früher verbreitete 
Vorbehalte gegen die Inanspruchnahme von Sozialhilfe zuneh- 
mend abgebaut werden konnten. 


12. Wie viele ältere Menschen - unterteilt nach Männern und Frauen - 
beziehen ein Einkommen, das unter der Sozialhüfeschwelle liegt? 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß viele ältere Men- 
schen, insbesondere ältere Frauen, den Gang zum Sozialamt 
scheuen und den ihnen zustehenden Rechtsanspruch auf Sozialhil- 
feleistungen nicht geltend machen? Wird die Bundesregierung hier 
geeignete Maßnahmen ergreifen? 


Statistisch nachweisbar ist nur die Zahl der Personen, die wegen 
zu geringen Einkommens und Vermögens und wegen des Fehlens 


13 



Drucksache 10/1807 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


anderer Selbsthilfemöglichkeiten Sozialhilfe tatsächlich in An- 
spruch nehmen. Im Jahr 1982 standen den in der Antwort auf 
Frage 10 genannten 120 871 weiblichen Hilfeempfängern in der 
Altersstufe zwischen 60 und 75 Jahren 35 801 männliche Hilfe- 
empfänger und in der Altersstufe ab 75 Jahre den 112 859 weibli- 
chen 22 820 männüche Hilfeempfänger gegenüber. Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß im Jahr 1982 in der Bundesrepu- 
blik Deutschland der Anteil der Frauen an den 60jährigen und 
Älteren rund 64 % betrug. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß vor allem bei älteren 
Menschen - Frauen wie Männer - vielfach noch Vorbehalte 
gegen die Inanspruchnahme von Sozialhilfe bestehen. Das gilt vor 
allem dort, wo eine zwingende Notwendigkeit, die Hilfe anzuneh- 
men, noch nicht besteht wie etwa bei einer unausweichlichen 
Heimunterbringung. Die Gründe für solche Vorbehalte sind viel- 
gestaltig, wie der in der Antwort auf Frage 9 erwähnte Bericht 
über Sozialhilfebedürftigkeit und „Dunkelziffer Armut" erkennen 
läßt. Dementsprechend kann ihnen auch nur auf unterschiedliche 
Weise begegnet werden. Die Bundesregierung ist seit Jahren 
bemüht, durch eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit - die 
vom Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit heraus- 
gegebene Broschüre „Sozialhilfe - Ihr gutes Recht" wird in Millio- 
nenhöhe verbreitet und ständig aktualisiert - die Bevölkerung 
über Ansprüche und Hilfsmöglichkeiten nach dem Bundessozial- 
hilfegesetz aufzuklären und zugleich Vorbehalte gegen die Inan- 
spruchnahme dieser Hilfen abzubauen. 


13. Wie viele Empfängerinnen von laufender Hilfe zum Lebensunter- 
halt beziehen eine eigene und wie viele eine abgeleitete Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung? Wie viele davon sind über 
60 bis unter 75 Jahre und wie viele über 75 Jahre alt? 


Die Sozialhilfestatistik gibt hierüber keine Auskunft. 

In der Frage des gleichzeitigen Bezuges von Rente und ergänzen- 
der Sozialhilfe ist der Sozialhilfestatistik lediglich zu entnehmen, 
daß 1982 von 275 412 weiblichen Ein-Personenhaushalten - ohne 
Angabe von Altersgruppen - die laufende Hilfe zum Lebensunter- 
halt außerhalb von Einrichtungen erhielten, an 131 992 Haushalte 
auch Renten aus der gesetzlichen Unfall-, Renten-, Handwerker- 
versicherung oder der Altershilfe für Landwirte gezahlt wurden. 


14, Wie hoch sind die Altersruhegelder der Frauen aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung, aufgegliedert nach 60- bis 75jährigen 
und über 75jährigen Frauen sowie nach Arbeiterrentenversiche- 
rung, Angestelltenversicherung und Knappschaftlicher Rentenver- 
sicherung? Wie sind die Renten nach dem Zahlbetrag geschichtet, 
und zwar in den einzelnen Zweigen der Rentenversicherung? 
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Am 1. Juli 1984 hatten die Altersruhegelder an Frauen folgende 
Durchschnittsbeträge (DM/Monat) 


Altersgruppe 

60 bis unter 75 Jahre 75 und mehr Jahre 


Rentenversicherung der 

Arbeiter 537,21 497,30 

Rentenversicherung der 

Angestellten 880,45 923,24 


Die Schichtung nach dem Zahlbetrag ist in der Übersicht 1 darge- 
stellt. 


In die Auswertung sind nur Normalrenten einbezogen worden, 
d.h., daß z.B. gekürzte Renten (wegen Zusammentreffens mit 
Unfallrenten) oder Hauptteile und abgetrennte Teile von Renten, 
die in mehreren Teilen gezahlt werden, nicht einbezogen worden 
sind. Andererseits ist zu bedenken, daß in die Durchschnittsbil- 
dung sowohl Renten mit wenigen als auch mit vielen Versiche- 
rungsjahren sowie mit niedrigen und hohen persönlichen Bemes- 
sungsgrundlagen eingehen, so daß die Durchschnittsbeträge nur 
geringe Aussagekraft für die im Einzelfall erhaltene Rente haben. 

Der Rentneranteil an der Krankenversicherung der Rentner ist in 
den Zahlbeträgen enthalten. 

Die Anzahl der Altersruhegelder an Frauen in der knappschaftli- 
chen Rentenversicherung betrug am 1. Januar 1984 12 658. Der 
durchschnittliche Zahlbetrag dieser Renten belief sich am 1. Juli 
1984 auf rd. 1 066 DM/Monat. 

Weitergehende Aussagen sind nur mittels einer Sonderauswer- 
tung des Rentenbestandes der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung zu erhalten. Wegen der geringen Anzahl der Fälle ergeben 
sich für die gesamte Rentenversicherung keine wesentlich ande- 
ren Aussagen als für die Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten. Es ist daher auf eine spezielle Erhebung bei der 
knappschaftlichen Rentenversicherung verzichtet worden. 
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Übersicht 1 


Die am 1. Juli 1984 laufenden Altersruhegelder 1 ) an Frauen 
in der Rentenversicherung der Arbeiter (ArV) 
und der Angestellten (AnV) geschichtet nach dem monatlichen 
Rentenbetrag 2 ) und zwei Altersgruppen 


Zahlbetragsgruppe 
von . . . bis unter . . . 
DM/Monat 

Altersgruppe 

60 bis unter 75 Jahre 

75 und mehr Jahre 

ArV 

AnV 

ArV 

AnV 

unter 100 

32465 

13347 

14938 

3 297 

100 bis unter 200 

110629 

32180 

96 922 

15365 

200 bis unter 300 

170177 

48262 

159679 

22 528 

300 bis unter 400 

168607 

63465 

154 876 

27110 

400 bis unter 500 

122 695 

62871 

153771 

29244 

500 bis unter 600 

73 027 

59951 

63 212 

31648 

600 bis unter 700 

95205 

63 864 

45 262 

26434 

700 bis unter 800 

106 944 

65 801 

64 221 

25 609 

800 bis unter 900 

86487 

62 443 

52705 

26302 

900 bis unter 1 000 

70067 

56681 

42228 

24 335 

1 000 bis unter 1 100 

60829 

53155 

39965 

22 510 

1 100 bis unter 1 200 

30364 

46989 

21790 

20 286 

1 200 bis unter 1 300 

7 403 

39153 

6 984 

15 342 

1 300 bis unter 1 400 

2 687 

34656 

2160 

12 464 

1 400 bis unter 1 500 

1196 

30680 

1047 

10994 

1 500 bis unter 1 600 

498 

27192 

507 

9692 

1 600 bis unter 1 700 

237 

22669 

298 

8516 

1700 bis unter 1 800 

109 

18014 

172 

7 636 

1 800 bis unter 1 900 

72 

13 370 

93 

6 671 

1 900 bis unter 2 000 

41 

9717 

69 

5 582 

2 000 bis unter 2 100 

27 

6741 

35 

4750 

2 100 bis unter 2 200 

19 

4418 

31 

3 876 

2 200 bis unter 2 300 

6 

2 618 

27 

3108 

2 300 bis unter 2 400 

7 

1542 

11 

2383 

2 400 bis unter 2 500 

9 

800 

5 

1912 

2 500 bis unter 2 600 

2 

452 

11 

1410 

2 600 bis unter 2 700 

4 

263 

1 

1110 

2 700 bis unter 2 800 

2 

112 

1 

792 

2 800 bis unter 2 900 


52 

2 

742 

2 900 bis unter 3 000 


23 


535 

3 000 bis unter 3 100 


11 


299 

3 100 bis unter 3 200 


3 

1 

162 

3 200 bis unter 3 300 


1 


120 

3 300 und mehr 


1 

1 

41 


Insgesamt 1 139815 841497 921025 372805 


*) Normalrenten ohne Sonderrenten 

2 ) Einschließlich des Rentneranteils an der Krankenversicherung der Rentner 
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15. Wie hoch belaufen sich die durchschnittlichen Witwenrenten in der 
Arbeiterrentenversicherung / Angestelltenversicherung / Knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, die 60- bis unter 75jährige und 
über 75jährige Frauen erhalten? Wie sind die Renten nach dem 
Zahlbetrag geschichtet, und zwar in den einzelnen Zweigen der 
gesetzlichen Rentenversicherung? 

Am 1. Juli 1984 hatten die Witwenrenten folgende Durchschnitts- 
beträge (DM/Monat): 

Altersgruppe 

60 bis unter 75 Jahre 75 und mehr Jahre 

Rentenversicherung der 

Arbeiter 674,59 728,26 

Rentenversicherung der 

Angestellten 936,73 1 057,89 

Knappschaftliche Renten- 
versicherung rd. 1 099 rd. 1 166 

Die Schichtung nach dem Zahlbetrag ist der Übersicht 2 zu ent- 
nehmen. 

Ausgewertet wurden wieder nur Normalrenten. 

Der Rentenanteil an der Krankenversicherung der Rentner ist in 
den Zahlbeträgen enthalten. 

Übersicht 2 

Die am 1. Juli 1984 laufenden Witwenrenten 1 ) in der Rentenversicherung 
der Arbeiter (ArV) und der Angestellten (AnV) und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung (KnRV) geschichtet nach dem monatlichen Rentenbetrag 2 ) 

und zwei Altersgruppen 


Zahlbetragsgruppe 

vnn bic iintür 


Altersgruppe 

DM/Monat 

60 bis unter 75 Jahre 

75 und mehr Jahre 


ArV 

AnV 

KnRV 

ArV 

AnV 

KnRV 

unter 

60 

16281 

1031 

in 

14 853 

653 

61 

60 bis unter 

120 

19353 

2173 

161 

15590 

1482 

98 

120 bis unter 

180 

22045 

4 637 

283 

16480 

2 812 

166 

180 bis unter 

240 

25 983 

7 232 

423 

21662 

4 579 

332 

240 bis unter 

300 

30795 

9 392 

621 

33 202 

6638 

539 

300 bis unter 

360 

32 845 

11008 

1353 

36263 

9321 

1265 

360 bis unter 

420 

91853 

26188 

1218 

64 202 

16900 

1317 

420 bis unter 

480 

62233 

16745 

1754 

54 682 

14 816 

1837 

480 bis unter 

540 

68141 

18218 

2 687 

61 177 

16619 

2 655 

540 bis unter 

600 

74 076 

18876 

3718 

68817 

18594 

4 091 

600 bis unter 

660 

77 378 

19604 

4 609 

73 939 

19777 

5 880 

660 bis unter 

720 

80614 

21226 

5000 

77 151 

20302 

7 064 

720 bis unter 

780 

81676 

22 420 

5095 

78 820 

20434 

7 353 

780 bis unter 

840 

79 946 

24 080 

5418 

75 879 

18098 

6 769 

840 bis unter 

900 

75 637 

25723 

5911 

75302 

19038 

6215 
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Übersicht 2 

Die am 1. Juli 1984 laufenden Witwenrenten 1 ) in der Rentenversicherung 
der Arbeiter (ArV) und der Angestellten (AnV) und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung (KnRV) geschichtet nach dem monatlichen Rentenbetrag 2 ) 

und zwei Altersgruppen 


Zahlbetragsgruppe 

Altersgruppe 

von . . . bis unter . . . 
DM/Monat 

60 bis unter 75 Jahre 

75 und mehr Jahre 


ArV 

AnV 

KnRV 

ArV 

AnV 

KnRV 

900 bis unter 960 

68 309 

27 458 

6679 

71829 

19654 

6 285 

960 bis unter 1 020 

57 814 

28 576 

7 596 

64 670 

20714 

6556 

1 020 bis unter 1 080 

45 735 

29 069 

7 899 

58189 

21453 

7 102 

1 080 bis unter 1 140 

34 462 

29 264 

7 944 

49498 

22 332 

7 667 

1 140 bis unter 1 200 

23 924 

28 088 

7 959 

40578 

23322 

7 991 

1 200 bis unter 1 260 

14 970 

25 555 

7 775 

29072 

23 253 

8176 

1 260 bis unter 1 320 

8 561 

22 455 

6 901 

16 955 

23 387 

8 293 

1 320 bis unter 1 380 

4 433 

19585 

6195 

8590 

22115 

7 860 

1 380 bis unter 1 440 

2018 

16856 

5622 

4 092 

20 976 

7 439 

1 440 bis unter 1 500 

872 

13 003 

4614 

1895 

18 669 

6 684 

1 500 bis unter 1 560 

476 

9985 

3 805 

1049 

16 336 

6 261 

1 560 bis unter 1 620 

247 

10176 

3103 

736 

18531 

5 253 

1 620 bis unter 1 680 

129 

5857 

2419 

522 

12 687 

4 430 

1 680 bis unter 1 740 

105 

3913 

1801 

357 

10 404 

3 547 

1 740 bis unter 1 800 

73 

2 780 

1313 

303 

9306 

2 644 

1 800 bis unter 1 860 

45 

2194 

959 

221 

7 739 

1785 

1 860 bis unter 1 920 

41 

1705 

694 

175 

7 046 

1414 

1 920 bis unter 1 980 

34 

1456 

557 

138 

7 326 

1003 

1 980 und mehr 

5 

340 

2414 

39 

1969 

5313 

Insgesamt 

L 101 109 

506868 

124611 

1 116 927 

497 282 

151345 


’) Normalrenten ohne Sonderrenten 

2 ) Einschließlich des Rentneranteils an der Krankenversicherung der Rentner 


16. Wie viele der 60- bis unter 75jährigen sowie der über 75jährigen 
alleinstehenden Frauen beziehen aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung 

— nur eine Versichertenrente, 

— nur eine Witwenrente, 

— sowohl Versicherten- als auch Witwenrente? 

Wie sind die Zahlbeträge der Bezüge aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung unter Berücksichtigung der Kumulation von Versi- 
cherten- und Witwenrente geschichtet? 

Diese Frage kann nicht auf der Grundlage einer laufenden Stati- 
stik beantwortet werden. Die Berechnungen basieren vielmehr 
auf der Sondererhebung zur Reform der Hinterbliebenenversor- 


18 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/1 807 


gung der Rentenversicherungsträger aus dem Jahre 1980. Diese 
Sondererhebung erlaubt es erstmalig, die Rentenbestände nach 
dem Familienstand zu güedern und die Anzahl der Witwen festzu- 
stellen, die sowohl eine Versichertenrente als auch eine Witwen- 
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen. Diese 
Strukturdaten aus dem Jahre 1980 sind projiziert worden auf die 
Rentenbestände, und zwar der Normalrenten (vgl. Antwort zu 
Frage 14 und 15) des Jahres 1984. Aktuelle Strukturdaten liegen 
nicht vor. Wegen der hieraus resultierenden zwangsläufigen Unsi- 
cherheit bei den Ergebnissen werden nur gerundete Werte ange- 
geben. Eine Schichtung der Zahlbeträge liegt nicht vor. Sie wäre 
mit noch größeren Fehlern behaftet. Deshalb werden nur Durch- 
schnittsrenten genannt und zwar beim gleichzeitigen Bezug von 
Versicherten- und Witwenrenten die Summe aus beiden Renten- 
arten. 



Altersgruppe 


60 bis unter 75 Jahre 

75 und mehr Jahre 

Bezogen wird 

Anzahl Betrag 

am 1. Juli 1984 

Anzahl Betrag 

am 1. Juli 1984 


DM (Monat) 

DM (Monat) 


nur Versichertenrente 

780 000 

830 

550 000 

720 

Versichertenrente 

und Witwenrente 

940 000 

1 260 

810 000 

1 290 

nur Witwenrente 

820 000 

820 

940 000 

880 


17. Wie hoch ist das Gesamteinkommen von alleinstehenden älteren 
Frauen aus Transferleistungen und aus Leistungen der verschiede- 
nen Alterssicherungssysteme (entsprechend der Abgrenzung der 
Sachverständigenkommission „Alterssicherungssysteme")? Kann 
die Bundesregierung differenzierte Angaben über die Einkom- 
menssituation der alleinstehenden älteren Frauen machen und 
zwar 

— nach Altersgruppen und 

— nach der überwiegenden Einkommensquelle 
(Versichertenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
Witwenrente' aus der gesetzlichen Rentenversicherung, Beam- 
tenversorgung usw.)? 


Diese Frage kann in etwa auf Grund der Ergebnisse der Einkom- 
mens- und Verbraucherstichprobe (EVS) von 1978 beantwortet 
werden; neuere Angaben liegen nicht vor. Die für 1978 genannten 
Beträge haben sich in der Zwischenzeit erhöht; so sind z.B. die 
Renten von 1978 bis 1984 brutto um 30 % angepaßt worden. 

Im Dezember 1978 erhielten rd. 2,8 Mio. alleinlebende, über 
65jährige Frauen staatliche Transferleistungen von durchschnitt- 
lich 1 000 DM. 42 % dieser Frauen bekamen zwei Zahlungen aus 
öffentlichen Kassen, und zwar zusammen durchschnittlich 
1 012 DM (z.B. eigene Rente + Witwenrente, Rente + Wohngeld, 
Rente 4- Zusatzversorgung); weitere 37% hatten nur eine Zah- 
lung, sie belief sich auf durchschnittlich 933 DM. Frauen mit drei 
Zahlungen kamen auf durchschnittlich 1071 DM und solche mit 


19 



Drucksache 10/1807 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


vier und mehr Zahlungen auf 1 219 DM. Insgesamt entfielen auf 
diese Frauen durchschnittlich 1,9 staatliche Transferleistungen. 

Betrachtet man die Anzahl der Empfängerinnen und die Zahlbe- 
träge nach den einzelnen Kassen, so ist zu berücksichtigen, daß 
63 % dieser alleinlebenden, über 65jährigen Frauen, die zwei 
oder mehr Zahlungen erhielten, auch zwei- oder mehrmals als 
Empfängerinnen nachgewiesen sind. 

Aus dem gleichen Grunde sind die für die einzelnen Kassen 
ermittelten durchschnittlichen Zahlbeträge nicht gleichzusetzen 
mit der Gesamtsumme, die diese Frauen an staatlichen Transfers 
im Dezember 1978 erhalten haben. 

Die Gliederung der Empfängerinnen von staatlichen Transfers 
und der Durchschnittsbeträge sind in der als Anlage 1 beigefüg- 
ten Tabelle wiedergegeben. Zum Vergleich sind auch die entspre- 
chenden Daten für alleinlebende Frauen im Alter von 55 bis unter 
60 und von 60 bis unter 65 Jahren angegeben. 

Nach den Ergebnissen der EVS 1978 hatten die rd. 0,88 Mio. 
65- bis 70jährigen alleinlebenden Frauen ein monatliches Haus- 
halts-Bruttoeinkommen von durchschnittlich 1 285 DM und die rd. 
2,11 Mio. über 70jährigen ein solches von 1 183 DM. Dieses Brut- 
toeinkommen bestand zum größten Teil aus Einkommensübertra- 
gungen, deren Anteil bei den 65- bis 70jährigen 83 % und bei den 
über 70jährigen 85 % betrug. Daneben spielten noch die Einkom- 
men aus Vermögen mit Anteilen von 8 und 9 % eine Rolle, wobei 
weniger die Zinserträge als vielmehr die Einkünfte aus Vermie- 
tung und Verpachtung zu Buche schlugen. Mit einem Anteil von 
jeweils 3 % sind noch die sonstigen laufenden Einnahmen zu 
nennen, die zum überwiegenden Teil aus laufenden Unterstüt- 
zungen von anderen privaten Haushalten und nur zu einem gerin- 
gen Teil aus Einnahmen aus Untervermietung bestanden. 

Von den einzelnen Arten an Einkommensübertragungen rangier- 
ten die Witwenrenten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV) an erster Stelle, dicht gefolgt von den eigenen Renten aus 
der GRV, mit einigem Abstand kamen die Witwengelder (öffent- 
liche Pensionen) und die Kriegsopferrenten. Diese vier Arten 
zusammen machten bei den 65- bis 70jährigen 883 DM oder 69 % 
des Haushalts-Bruttoeinkommens von 1 285 DM und bei den über 
70jährigen 862 DM oder 73 % von 1 183 DM aus. 

Die Zusammensetzung des Haushalts-Bruttoeinkommens im ein- 
zelnen ist in der nachstehenden Tabelle (Anlage 2, Seite 22) 
dargestellt. Auch hier sind zum Vergleich die entsprechenden 
Daten für alleinlebende Frauen im Alter von 55 bis 65 Jahren 
angegeben. 

Weitere Aufschlüsse werden von der „Repräsentativerhebung zur 
Lebenssituation im Alter" erwartet, die Infratest Sozialforschung, 
München, im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung durchführt. Die Ergebnisse werden voraussichtlich bis 
zum Herbst 1984 vorliegen. 
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Anlage 1 


Weibliche Haushaltsvorstände von Einpersonenhaushalten im Alter von 55 und mehr Jahren 
nach Altersgruppen mit ausgewählten Zahlungen aus öffentlichen Kassen 

Bundesgebiet 
Dezember 1978 

-Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)- 



Anzahl der Zahlungsempfänger 
im Alter von ... bis 
unter . . . Jahren 1 ) 

Zahlung je Empfänger 
im Alter von . . . bis 
unter . . . Jahren 

55-60 

60-65 

65 u. m. 

55-60 

60-65 

65 u. m. 

in 1 000 

in DM 

Zahlungsempfänger insgesamt 

318 

595 

2 785 

925 

1 100 

1 000 

davon 







mit 1 Zahlung 

165 

215 

1 036 

761 

914 

933 

mit 2 Zahlungen 

107 

238 

1 159 

1 091 

1 155 

1 012 

mit 3 Zahlungen 

(42) 

122 

489 

(1 108) 

1 270 

1 071 

mit 4 Zahlungen 

/ 

(21) 

101 

/ 

(1 399) 

1 219 


Empfänger von Zahlungen 


nachstehender Art: 


Renten der GRV 2 ) 

268 

538 

2 498 

697 

800 

787 

und zwar 

Eigene Renten 

85 

354 

1 570 

649 

610 

552 

Witwen(r)-Renten 

200 

323 

1 609 

657 

663 

681 

öffentliche Pensionen 

(46) 

73 

339 

(1 056) 

1 320 

1 251 

Renten aus Zusatzversorgungs- 
kassen des öffentlichen Dienstes 

(31) 

91 

274 

(426) 

493 

385 

Renten der GUV 3 ) 

/ 

/ 

(62) 

/ 

/ 

(399) 

Kriegsopferrenten 

(52) 

112 

311 

(537) 

497 

466 

Laufende Sozialhilfe 

/ 

(36) 

228 

/ 

(247) 

260 

Arbeitslosengeld 

/ 

/ 

— 

/ 

/ 

— 

Arbeitslosenhilfe 

/ 

/ 

— 

/ 

/ 



Wohngeld 

(67) 

134 

818 

(77) 

82 

75 


’) Die im Rahmen der EVS-Stichprobe tatsächlich erfaßte Zahl der Personen wurde auf die Grundgesamtheit hochgerechnet. 

2 ) Gesetzliche Rentenversicherung. 

3 ) Gesetzliche Unfallversicherung. 

Anm.: Ergebnisse, die auf Angaben für weniger als 25 erfaßte Personen beruhen, sind nicht aussagefähig; deshalb wurde für sie 
ein Schrägstrich gesetzt. Ergebnisse, die auf Angaben für 25 bis unter 100 Personen beruhen, sind wegen ihres hohen 
Zufallsfehlers unsicher und wurden deshalb eingeklammert. 

Quelle : Personen mit ausgewählten staatlichen Transferzahlungen, Schriften zum Bericht der Transfer-Enquete-Kommission, 
Band 2, Teüband 1, herausgegeben vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 1982 
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Anlage 2 

Monatliches Haushalts-Bruttoeinkommen von alleinlebenden Frauen 
im Alter von 55 und mehr Jahren nach Altersgruppen 

Bundesgebiet 

Durchschnitt 1978 

-Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)- 


Monatliches Haushalts-Bruttoeinkommen von alleinlebenden Frauen 
im Alter von ... bis unter . . . Jahren 

55-65 

65-70 

70 u. 

m. 

DM 

% 

DM 

% 

DM 

% 

1 

Bruttolohn und -gehalt 

693 

39 

(29) 

2 

/ 


2 

Bruttoeinkommen aus 








Unternehmertätigkeit 

75 

4 

35 

3 

10 

1 

3 

Bruttoeinkommen aus Vermögen 

169 

9 

111 

8 

111 

9 

4 

Lfd. Einkommensübertragungen 

801 

45 

1 063 

83 

1 010 

85 

4.01 

Renten der ges. Rentenversicherung 

488 

27 

695 

54 

687 

58 


davon: Eigene Rente 

203 

11 

341 

27 

307 

26 


Witwenrente 

284 

16 

353 

27 

378 

32 

4.02 

öffentliche Pensionen 

131 

7 

158 

12 

178 

15 


davon: Eigene Pension 

(23) 

1 

(58) 

4 

(40) 

3 


Witwengeld 

108 

6 

98 

8 

138 

12 

4.03 

Renten der Zusatzversorgung 








des öffentlichen Dienstes 

41 

2 

46 

4 

28 

2 

4.04 

Werksrenten u. ä. 

19 

1 

18 

1 

15 

1 

4.05 

Renten der ges. Unfallversicherung 

(12) 

1 

(11) 

1 

( 9 ) 

1 

4.06 

Kriegsopferrenten 

69 

4 

91 

7 

39 

3 

4.07 

Sozialhilfe 

( 9 ) 

1 

(18) 

1 

22 

2 

4.08 

Arbeitslosenhilfe 

/ 


/ 


/ 


4.09 

Lfd. Übertragungen der 








Arbeitslosenversicherung 

/ 


/ 


/ 


4.10 

Wohngeld 

13 

1 

20 

2 

20 

2 

4.11 

Andere lfd. Übertragungen 1 ) 

(10) 

1 

/ 


(11) 

1 

5 

Sonstige lfd. Einnahmen 2 ) 

33 

2 

36 

3 

38 

3 

6 

Einmalige Übertragungen 3 ) 

21 

1 

11 

1 

11 

1 


Haushalts-Bruttoeinkommen 

(Summe 1 bis 6) 1 792 100 1 285 100 1 183 100 


! ) In der Altersgruppe 55 bis unter 65 Jahre vor allem Krankengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung; in den anderen 
Altersgruppen hauptsächlich Kriegsschadenrente. 

2 ) Vor allem laufende Unterstützungen von privaten Haushalten und Einnahmen aus Untervermietung. 

3 ) Einmalige Zahlungen von anderen privaten Haushalten, von der privaten Krankenversicherung, von der Sozialhilfe, 
Beihilfen im öffentlichen Dienst, Rückerstattung von Steuern u. a. 

Anm.: Ergebnisse, die auf Angaben für weniger als 25 erfaßte Personen beruhen, sind nicht aussagefähig; deshalb wurde für sie 
ein Schrägstrich gesetzt. Ergebnisse, die auf Angaben für 25 bis unter 100 Personen beruhen, sind wegen ihres hohen 
ZufalKfeblers unsicher und wurden deshalb eingeklammert. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (unveröffentlichte Ergebnisse) 
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18. Um wieviel DM hat sich eine durchschnittliche Versichertenrente 
an Frauen (gemessen am jahresdurchschnittlichen Zahlbetrag pro 
Monat und unter Berücksichtigung des eigenen Beitrags zur 
gesetzlichen Krankenversicherung) in der Arbeiterrentenversiche- 
rung / Angestelltenversicherung / Knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung von 1982 auf 1983 und von 1983 auf 1984 erhöht? 


Im Jahr 1982 betrug die durchschnittliche Höhe der Versicherten- 
renten an Frauen 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 411 DM/Monat f 

in der Rentenversicherung der Angestellten 744 DM/Monat, 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung 815 DM/Monat. 

Diese Renten haben sich unter Berücksichtigung des Rentneran- 
teils an der Krankenversicherung der Rentner um folgende 
Beträge absolut und relativ (monatüch im Jahresdurchschnitt) in 
den Jahren 1983 und 1984 erhöht. 


Erhöhung 

1983 1984 

absolut relativ absolut relativ 

DM/Monat % DM/Monat % 


Rentenversicherung 


der Arbeiter 

9,31 

2,3 

12,13 

2,9 

Rentenversicherung 

der Angestellten 

16,85 

2,3 

21,94 

2,9 

Knapp schaf tliche 
Rentenversicherung 

18,45 

2,3 

24,04 

2,9 


19. Um wieviel DM hat sich eine durchschnittliche Witwenrente 
(gemessen am jahresdurchschnittlichen Zahlbetrag pro Monat und 
unter Berücksichtigung des eigenen Beitrags zur gesetzlichen 
Krankenversicherung) in der Arbeiterrentenversicherung / Ange- 
stelltenversicherung / Knappschaftlichen Rentenversicherung von 
1982 auf 1983 und von 1983 auf 1984 erhöht? 


Im Jahr 1982 betrug die durchschnittliche Höhe der Witwenrenten 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 63 1 DM/Monat, 

in der Rentenversicherung der Angestellten ' 885 DM/Monat, 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung 1 006 DM/Monat. 

Diese Renten haben sich unter Berücksichtigung des Rentneran- 
teils an der Krankenversicherung der Rentner um folgende 
Beträge absolut und relativ (monatlich im Jahresdurchschnitt) in 
den Jahren 1983 und 1984 erhöht. 


* 
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Erhöhung 

1983 1984 

absolut relativ absolut relativ 



DM/Monat 

% 

DM/Monat 

OJ 

/o 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

14,29 

2,3 

18,61 

2,9 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

20,05 

2,3 

26,10 

2,9 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

22,78 

2,3 

29,67 

2,9 


20. Haben diese Beträge jeweils ausgereicht, um die seitdem eingetre- 
tene Erhöhung der Lebenshaltungskosten auszugleichen? Welche 
Veränderung (prozentual und absolut) wäre eingetreten, wenn der 
zum 31. Dezember 1982 geltende Rechtszustand fortbestanden 
hätte? 


Die Renten haben sich 1983 im Jahresdurchschnitt um 2,3 % und 
1984 um 2,9 % erhöht. Der Preisindex für Rentnerhaushalte hat 
sich 1983 um 3,3 % und im ersten Halbjahr 1984 um 2,9 % erhöht. 
Die reale Kaufkraft der Renten ist also 1983 nur leicht gesunken, 
weil es der neuen Bundesregierung gelungen ist, den Preisanstieg 
gegenüber dem Vorjahr von 5,7 % im Jahre 1982 auf 3,3 % im 
Jahre 1983 zu verringern. 

Wäre die Anpassung der Renten zum 1. Januar eines Jahres nach 
der Veränderung der durchschnittlichen Bruttoentgelte der Versi- 
cherten in dem bis 1983 maßgeblichen Dreijahreszeitraum erfolgt, 
was allerdings ohne zusätzliche einnahmewirksame Maßnahmen 
nicht möglich gewesen wäre, hätten sich die in den Fragen 18 und 
19 genannten durchschnittlichen Versicherten- und Witwenren- 
tenbeträge des Jahres 1982 um folgende Beträge absolut und 
relativ (monatlich im Jahresdurchschnitt) in den Jahren 1983 und 
1984 erhöht. 


a) Versichertenrenten 


Erhöhung 

1983 1984 



absolut 

DM/Monat 

relativ 

% 

absolut 

DM/Monat 

relativ 

% 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

22,96 

5,6 

22,24 

5,1 

Rentenversicherung 

der Angestellten 

41,55 

5,6 

40,26 

5,1 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

45,50 

5,6 

44,05 

5,1 
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b) Witwenrenten 


Erhöhung 

1983 1984 



absolut 

DM/Monat 

relativ 

% 

absolut 

DM/Monat 

relativ 

% 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

35,24 

5,6 

34,14 

5,1 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

49,43 

5,6 

47,89 

5,1 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

56,17 

5,6 

54,38 

5,1 


Zu beachten ist, daß nach dem von der sozialliberalen Koalition 
beschlossenen Gesetz über steuerliche und sonstige Maßnahmen 
für Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität vom 3. Juni 1982 
(BGBl. I S. 641) die Rentner ab 1. Januar 1984 mit 1 % ihrer Rente 
an der Krankenversicherung der Rentner beteiligt wurden. Unter 
Berücksichtigung dieser Maßnahme hätte der Rentenanstieg 1984 
4,1 % betragen. 


/V. Wie wohnen ältere Frauen? 

21. Auf welche wissenschaftlichen Untersuchungen über die Wohn- 
situation älterer Frauen stützt sich die Bundesregierung? 


Soweit Angaben zur Wohnsituation älterer Frauen gemacht wer- 
den können, stützen sich diese auf die Auswertung der 1 %- 
Wohnungsstichprobe 1978. Die Daten der Wohnungsstichprobe 
sind vom Statistischen Bundesamt („Wohnen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland“, Ausgabe 1981, herausgegeben vom Statisti- 
schen Bundesamt, Verlag W. Kohlhammer: Stuttgart und Mainz) 
und im Auftrag des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau*) ausgewertet worden („Wie wir wohnen: Ältere 
Menschen“, Schriftenreihe: Wohnungsmarkt und Wohnungspoli- 
tik, 1982, Nr. 07.813). Die Auswertungen befassen sich mit der 
Wohnsituation älterer Menschen; ausschließlich auf die Wohnsi- 
tuation älterer Frauen bezogene wissenschaftliche Arbeiten lie- 
gen der Bundesregierung nicht vor. 

Insgesamt ist der Aussagewert der Antworten auf die Fragen 22 
bis 28 dadurch gemindert, daß seit 1968 keine allgemeine Woh- 
nungszählung und seit 1978 auch keine Wohnungsstichprobe 
mehr durchgeführt werden konnte. Deshalb müssen den Antwor- 
ten statistische Daten zugrundegelegt werden, die durch Zeitab- 
lauf an Aktualität verloren haben. 

Solange im übrigen Fragen nach der Unterbringung in Gemein- 
schaftseinrichtungen oder nach der organisatorischen Form des 
Zusammenlebens von Personengemeinschaften als unberechtigte 
oder übertriebene Neugier des Staates charakterisiert oder emp- 
funden werden, werden auch in Zukunft z. B. die erbetenen Infor- 

') Von der Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft mbH, Ottobrunn bei München 
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mationen über Personen in Anstalten (hier Altenwohn- und 
-pflegeheime), zur Entwicklung und Bedeutung von Wohnge- 
meinschaften oder Mehrgenerationenhaushalten von der amtli- 
chen Statistik nicht eingeholt und weitergegeben werden können. 

Unter diesen Einschränkungen können die Fragen 22 bis 28 wie 
folgt beantwortet werden: 


22. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß besonders viele 
ältere Frauen in schlecht ausgestatteten Wohungen leben und 
häufig zu hohe Mieten zahlen? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Nach der Woh- 
nungsstichprobe 1978 lagen 13,6 % aller Wohnungen erheblich 
unter dem heutigen Wohnstandard (vgl. Übersicht zur Frage 24 
Spalten 7 bis 10). Während der Anteil dieser Wohnungen bei 
einem männlichen Haushaltsvorstand mit 60 und mehr Lebens- 
jahren 14,6 % betrug, erhöhte er sich bei der Gruppe weiblicher 
Haushaltsvorstände im Alter von 60 bis 65 Jahren auf 15,6 %, bei 
Wohnungen mit noch älterem weiblichen Haushaltsvorstand auf 
23,6%. 

Die Frage nach der Miethöhe wird in der Antwort zu Frage 23 
behandelt. 


23. Teilt die Bundesregierung die in der Öffentlichkeit immer wieder 
geäußerte Behauptung, daß alte Menschen und vor allem ältere 
Frauen unverhältnismäßig hohe Mieten zahlen? Wieviel Alten- 
haushalte haben — bezogen auf das verfügbare Nettoeinkommen 
nach Abzug von Einkommensteuer und Krankenversicherungsbei- 
trag - eine Mietbelastung 

unter 10 Prozent, 

10 bis unter 20 Prozent, 

20 bis unter 30 Prozent, 

30 bis unter 40 Prozent, 
über 40 Prozent? 

Wieviel Altenhaushalte haben jeweüs einen weiblichen Haushalts- 
vorstand? 

Die Behauptung, daß alte Menschen und vor allem ältere Frauen 
unverhältnismäßig hohe Mieten zahlen, trifft nicht zu. Im Ver- 
gleich zu den übrigen Haushalten zahlen sie eher unterdurch- 
schnittliche Mieten. Am deutlichsten ist dies bei Ein-Personen- 
Haushalten zu erkennen. 

Da jedoch ältere Menschen oft über wesentlich niedrigere Ein- 
kommen als jüngere Haushalte verfügen und sie häufig in für sie 
an sich zu großen Wohnungen verbleiben, liegt die Mietbelastung 
ohne Wohngeld bei älteren Menschen im Schnitt wesentlich 
höher als bei der Gesamtheit der Haushalte. 

Die nachstehende Tabelle zeigt für die Hauptmieterhaushalte den 
Anteü der Miete am Haushaltsnettoeinkommen. Wohngeldzah- 
lungen sind noch nicht berücksichtigt. 
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unter 10% 

Mietbelastung 

10 bis 20 bis 30 bis 

unter 20 % unter 30 % unter 35 % 
(in % des Haushaltsnettoeinkommens) 

mehr als 

35 % 

Hauptmieterhaus- 
halte insgesamt 

25,7 

46 

19,1 

3,7 

5,5 

Haushalte mit Haus- 
haltsvorstand von 60 
und mehr Jahren 

22,7 

44,5 

21,5 

4,6 

7,2 

darunter: 

mit Haushalts- 
vorstand weiblich 

60 Jahre und älter 

16,4 

40,0 

26,4 

6,5 

10,7 


Quelle: Wohnungsstichprobe 78 


Die Mietbelastung kann, wenn die Miete im Verhältnis zum - 
niedrigen - Einkommen hoch ist, durch das Wohngeld vermindert 
werden. Nach der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
haben 1978 28 % der alleinlebenden Frauen im Alter von 60 Jah- 
ren und mehr Wohngeld erhalten. Jeder zweite Wohngeldemp- 
fänger war eine ältere alleinstehende Frau. Durch das Wohngeld 
verringern sich die selbst zu tragenden Wohnkosten durchschnitt- 
lich um ein Drittel. 

Bei allen Hauptmieterhaushalten, deren Haushaltsvorstand 
60 Jahre und älter war, betrug der Anteil der Haushalte mit einem 
weiblichen Haushaltsvorstand im April 1978 55,2 %. 


24. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß viele ältere 
Frauen in besonders schlecht ausgestatteten Wohnungen leben? 
Wie viele ältere Frauen leben in Wohnungen, die über eine Sam- 
melheizung, Bad und WC verfügen? Wieviel Wohnungen sind 
weniger gut ausgestattet (Substandard), und wieviel davon werden 
von älteren Frauen bewohnt? 


Ältere Menschen wohnen, weil sie solange wie möglich in der 
vertrauten Umgebung leben wollen, im Vergleich zu jüngeren 
Menschen naturgemäß häufiger in älteren Wohnungen, die nicht 
die Ausstattungsmerkmale neuerer Wohnungen haben. Für viele 
ältere Menschen bedeuten die Wohngegend und die gewachse- 
nen menschlichen Kontakte mehr als eine mit viel Komfort ausge- 
stattete Wohnung in einer Neubausiedlung. Die einfachere Woh- 
nung wird also häufig durch andere Vorzüge, ihre Einbettung in 
das Wohnumfeld und zwischenmenschliche Beziehungen kom- 
pensiert. 

Nach der Wohnungsstichprobe 1978 ergibt sich für die Ausstat- 
tung der Wohnungen insgesamt und der Wohnungen mit älterem 
weiblichen Haushaltsvorstand folgendes Bild: 
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Haushalte in bestehenden Wohneinheiten in Gebäuden nach der Ausstattung 

davon waren ausgestattet 


Haushalte 
in Gebäuden 

Haushalte 

insgesamt 

mit Bad/WC 
und 

Sammelheizung 

mit Bad/WC 
ohne 

Sammelheizung 

einfachere 

Ausstattung 

darunter 
(von Spalte 7) 
ohne WC in 
der Wohnung 

Alter/Haushalts- 
vorstand (HV) 

1 000 

%. 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 000 

% 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

insgesamt 

22 814,8 

100,0 

13 547,2 

59,2 

6 231,7 

27,2 

3 115,9 

13,6 

1 703,9 

7,4 

darunter: 

HV weiblich 
insgesamt 

6 144,0 

100,0 

3 251,3 

52,9 

1 713,0 

27,9 

1 179,7 

19,2 

634,0 

10,3 

darunter: 

HV 60 Jahre und 
älter 

insgesamt 

3 678,6 

100,0 

1 793,5 

48,7 

1 066,1 

29,0 

819,0 

22,3 

432,7 

11,8 

davon: 

HV 60 bis unter 

65 Jahre 

615,3 

100,0 

326,5 

53,1 

192,7 

31,3 

96,1 

15,6 

49,8 

8,1 

HV 65 Jahre und 

älter 

3 063,3 

100,0 

1 467,0 

47,9 

873,4 

28,5 

722,9 

27,6 

382,1 

12,5 


25. Wie viele alleinstehende Frauen zwischen 60 und 75 bzw. über 
75 Jahren leben in einer gut ausgestatteten Wohnung (Sammelhei- 
zung/Bad/WC), und wie viele in einer weniger komfortablen Woh- 
nung? 


Eine Unterteilung der Wohnverhältnisse älterer Frauen nach die- 
sen Altersgruppen liegt nicht vor; im übrigen wird auf die Antwort 
zu Frage 24 und die dortige Tabelle verwiesen. 


26. Wie viele ältere Frauen und wie viele hochbetagte Frauen leben in 
Wohnungen des öffentlich geförderten Wohnungsbaus (sozialer 
Wohnungsbau)? Wie viele in Wohnungen des freifinanzierten 
Wohnungsbaus? Wie viele ältere und wie viele hochbetagte Frauen 
leben in Altenwohnheimen bzw. Altenpflegeheimen? 


28,1 % der Haushalte mit einem weiblichen Haushaltsvorstand 
von 60 und mehr Jahren wohnten im Frühjahr 1978 in einer 
Wohnung des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus. Die 
übrigen vergleichbaren Haushalte lebten - gemessen an jüngeren 
Haushalten überdurchschnittlich hoch - in Altbauwohnungen 
und entsprechend weniger in frei finanzierten Neubauwoh- 
nungen. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele ältere und hoch- 
betagte Frauen in Altenwohnheimen und Altenpflegeheimen 
wohnen. 
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27. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie viele 
ältere Frauen in Wohngemeinschaften leben, werden solche 
Modelle von der Bundesregierung gefördert, und wie beurteilt sie 
die bisher vorliegenden Erfahrungen? 


Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse 
vor. Die Bundesregierung begrüßt es, daß ältere Menschen in 
Eigeninitiative Seniorengemeinschaften bilden. Die derzeitige 
Wohnungsmarktlage bietet dafür im allgemeinen günstige Vor- 
aussetzungen. 


28. Werden von der Bundesregierung Modelle über das Zusammenle- 
ben von Mehrgenerationenhaushalten - unter Selbständigkeit der 
Beteiligten - gefördert, und welche Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung über diese Wohnform vor? 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die Angehörigen 
der älteren Generation solange wie möglich weitgehend selbstän- 
dig in der ihnen vertrauten Umgebung bleiben können. Sie unter- 
stützt die Idee, daß auch mehrere Generationen, wenn sie wollen, 
unter einem Dach leben können. Sie hat am 3. Juli 1984 mit den 
„Leitlinien zur Neuregelung der steuerlichen Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums" beschlossen, in den Verhand- 
lungen mit den Ländern zu klären, ob und ggf. wie auch die 
Aufnahme von Eltern in die Wohnung ihrer Kinder in die Förde- 
rung einbezogen werden kann. Im Eigenheim, aber auch im 
Mehrfamilienhaus bieten sich u.a. Wohnformen an, die ein 
getrenntes Leben von alt und jung bei gleichzeitig guten Kontakt- 
möglichkeiten zulassen und sich den wechselnden Bedürfnissen 
der Familie im Lebenszyklus ohne allzu großen baulichen Auf- 
wand anpassen lassen. Der Bundesregierung liegen keine gesi- 
cherten Daten darüber vor, inwieweit diese Lebens- und Wohn- 
forrn praktiziert wird. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit einen Bundeswettbewerb „Familienwoh- 
nung und Familienheim" mit dem Thema „Wohnen mehrerer 
Generationen unter einem Dach" als einen Schwerpunkt durch- 
geführt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
beabsichtigt, im Rahmen des experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaues nach Maßgabe vorhandener Haushaltsmittel - einige 
richtungsweisende Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben mitzu- 
finanzieren. 


V. Gesellschaftliche Anerkennung und soziale Kontakte der älte- 
ren Frauen 

29. Teilt die Bundesregierung die auch in der Alternsforschung vertre- 
tene Auffassung, daß die ältere Frau in unserer Gesellschaft zu 
wenig anerkannt ist und daß viele ältere Frauen sozial vereinsamt 
sind? 

Ältere Frauen werden seit einiger Zeit zunehmend, wie sich auch 
am wieder erwachten Interesse für das Schicksal der „Trümmer- 
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f rauen" zeigt, öffentlich gewürdigt. Diese Entwicklung hat aber 
noch nicht dazu geführt, daß von einer nachhaltigen allgemeinen 
Anerkennung der Lebensleistung älterer Frauen gesprochen wer- 
den kann. Viele von ihnen werden sich auch nicht in der Rolle der 
älteren Frau sehen, die öffentüch oder wenigstens durch die 
unmittelbare persönliche Umgebung beachtet wird. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß diese Frauen-Genera- 
tion, der im Laufe ihres Lebens, bedingt auch durch Krieg- und 
Nachkriegszeit, über Jahrzehnte hinweg harte Arbeit und viele 
Entbehrungen abverlangt wurden, entschieden mehr öffentliche 
Bekundungen des Respektes, des Dankes und der Ermutigung 
verdient, als in den letzten Jahren geschehen. Um das gesell- 
schaftliche Bewußtsein zu schärfen, bedarf es gemeinsamer 
öffentlicher Anstrengungen, an denen sich die Bundesregierung 
durch ihre Öffentlichkeitsarbeit beteiligt. 

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß es unter uns viele 
vereinsamte ältere Menschen - und darunter einen hohen Anteil 
älterer Frauen - gibt. 

Nach den bisherigen wissenschaf tlichen Untersuchungen sind 
zwischen 5 bis 10 % der älteren Menschen einsam. Die Zahl der 
einsamen Frauen ist wegen der ungleichen Ausgangssituation 
(z.B. höhere Lebenserwartung, häufiger verwitwet, häufiger 
allein wohnend) deutlich höher als die der einsamen Männer. Der 
Gesundheitszustand, die Dauer der Witwenschaft, frühere Berufs- 
tätigkeit, Familienstand wirken sich dabei unter anderem aus. 
Berufsaufgabe und der Verlust des Lebenspartners, aber auch z. B. 
die langjährige volle Beanspruchung durch die häusliche Pflege 
eines pflegebedürftigen Angehörigen, können zu einem rapiden 
Rückgang der Kontakte zur Umwelt führen. Ältere Menschen und 
wiederum unter ihnen besonders Frauen haben vielfach große, 
vor allem physisch bedingte Schwierigkeiten, sich neuen Grup- 
pierungen anzuschließen oder zumindest diesen Versuch zu 
unternehmen. In verstädterten Gebieten sind aktive Nachbar- 
schaften überaus selten. 

Für ältere Frauen, die noch nicht zu den „ganz Alten" zählen und 
damit auch nicht durch die geförderte Altenbegegnung und die 
sonstigen Aktivitäten der Gemeinden und Wohlfahrtsverbände 
für alte Menschen erfaßt werden, gibt es darüber hinaus auch 
noch viel zu wenig örtliche Angebote der sozialen Verbände und 
Erwachsenenbüdung, die sich gezielt an vereinsamende Frauen 
richten. Hinzu kommt die Angst der angesprochenen Frauen vor 
sogenannten Rand- und Problemgruppen und dem damit verbun- 
denen Stigma, falls sie sich einer Frauengruppe mit gleichem 
Schicksal anschließen würden. Von Vereinsamung bedroht sind 
u.a. alleinstehende ältere Frauen mit geringerer Bildung und 
niedrigem Einkommen, die sich nicht aus eigener Aktivität selbst 
helfen können und auch keinen Anschluß finden an eine organi- 
sierte oder spontane Selbsthilfegruppe, deren Mitglieder meistens 
aus der Mittelschicht kommen. 

Die Bundesregierung sieht hier einen Schwerpunkt ihrer Alten- 
politik, wobei in ihren Modell- und Forschungsvorhaben die 
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unterschiedlichen Gründe, die zur Vereinsamung geführt haben 
und ihrer Überwindung entgegenstehen, eine besondere Rolle 
spielen. 

In Kürze wird der Abschlußbericht eines vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit geförderten Tübinger Modell- 
versuches über den Aufbau von Selbsthilfegruppen für ältere 
Frauen veröffentlicht werden. 


30. Welche gerontologisch / sozialwissenschaftlich abgesicherten 
Erkenntnisse über Vereinsamung und ihre Folgen liegen der Bun- 
desregierung für die Gruppe der älteren und hochbetagten Frauen 
vor, sind Unterschiede nach dem Familienstand erkennbar? Wie 
bewertet die Bundesregierung die Aussagen von Institutionen, daß 
der Anteil der sozial isolierten Frauen zunehmen wird? 

Die Frage der Vereinsamung und Isolation ist Gegenstand einer 
Reihe wissenschaftlicher Untersuchungen zu Problemen alter 
Menschen. Dabei gibt es in der Beschreibung der Tatbestände 
eine weitreichende Übereinstimmung, wonach das Ausmaß der 
Isolation recht erheblich und im letzten Jahrzehnt gewachsen ist. 
Neben Übereinstimmungen gibt es verständlicherweise auch 
unterschiedliche Auffassungen vor allem hinsichtlich der Beurtei- 
lung der Ursachen sowie der zu ziehenden Folgerungen. 

Demographische Daten zeigen eine insgesamt stärkere Isolierung 
der Frauen gegenüber den Männern, was sowohl mit der höheren 
Lebenserwartung zusammenhängt als auch mit der Tatsache, daß 
sie häufiger verwitwet sind und daß Verwitwete häufiger allein 
wohnen. Bei gleicher sozialer Ausgangssituation sind allerdings 
die Männer öfter isoliert, weil sie seltener einen Ansprechpartner 
haben. 

Unterschiede nach dem Familienstand sind erkennbar. Verwit- 
wete und Alleinstehende leiden stärker und häufiger unter Ein- 
samkeit als Verheiratete. 

Die Grundsituation für Frauen in bezug auf Einsamkeit und/oder 
Isolation wird sich voraussichtlich in der Zukunft nicht entschei- 
dend verändern. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, daß 
der Anteil der sozial isolierten Frauen zunehmen wird. 


VI. Folgerungen 

31 Weiche politischen Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der zu erwartenden demographischen Entwicklung, und wel- 
che Maßnahmen halt sh? insbesondere für die Gruppe der älteren 
und hochbetagten Frauen für angezeigt? 


Für die Bundesregierung ist die Politik für alte Menschen ein Teil 
ihrer Gesellschaftspolitik. Sie ist bemüht, durch umfassende Maß- 
nahmen, beginnend bei der Kindheit über die Ausbildung die 
Berufstätigkeit, die Fortbildung im Beruf und die Vorbereitung 
auf das Alter die Voraussetzungen für ein zufriedenes Alter des 
älteren Menschen zu schaffen. Eine solche Politik ist geeignet, in 
Zukunft die Lebensverhältnisse älterer Frauen entscheidend zu 
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verbessern. Bildung und Fortbildung, aber auch die lebenslange 
Vorbereitung auf das Alter, die Schaffung sozialer Kommuni- 
kationsmöglichkeiten, die Möglichkeiten der Mitwirkung der 
Frauen im gesellschaftlichen Leben sind Maßnahmen, die ange- 
zeigt erscheinen, um die Situation der Frauen im Alter zu ver- 
bessern. 

Ein wesentlicher Ansatzpunkt gegen Vereinsamung und fehlende 
Anerkennung im Alter ist u. a. die Erwachsenen- und Weiterbil- 
dung für ältere Frauen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat im Rahmen 
der Förderung der Weiterbildung von Erwachsenen eine Fülle von 
Projekten, Gesprächskreisen, Seminaren, Informationsveranstal- 
tungen und Kursen öffentlicher und privater Weiterbildungsträger 
gefördert. Speziell für ältere Mitbürger ist das Forschungs- und 
Modellprojekt „Un-Ruhestand" des Adolf-Grimme-Instituts des 
Deutschen Volkshochschul-Verbandes hervorzuheben. 82 % der 
knapp 40 000 befragten Teilnehmer waren Frauen. Dies belegt die 
Motivation bzw. die Motivierbarkeit älterer Frauen sowie deren 
Bedürfnis nach entsprechenden Veranstaltungen, die hier insbe- 
sondere aus einem Medienverbund von Fernsehsendungen, 
Gesprächskreisen zu den Sendungen, einem Taschenbuch, Vor- 
bereitungsseminaren etc. bestanden. 

Stark ausgeprägt und häufig anzutreffen ist auch der Wunsch 
nach sinnvoller, organisierter Tätigkeit im Alter. Zur Zeit beteiligt 
sich der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im Rahmen 
des Modellversuchsprogramms der Bund/Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung an einem Modellver- 
such, dessen Ziel die Entwicklung und Erprobung eines weiterbil- 
denden Studiums für Senioren (Altersuntergrenze 50 Jahre) zur 
Vorbereitung und Ausbildung auf eine nachberufliche ehrenamt- 
liche Tätigkeit ist. Studienschwerpunkte bilden die Veranstaltun- 
gen zur „sozialen Gerontologie und Geragogik". Neben den 
Grundwissenschaften Soziologie, Psychologie und Pädagogik 
wählten die hochmotivierten Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
regelmäßig ergänzend Veranstaltungen aus 17 verschiedenen 
Fächern. Durch die Verzahnung der Lehrangebote mit anderen 
Studiengängen studieren an der Universität Dortmund alt und 
jung miteinander. Gesellschaftspolitisch ist diese Zusammenar- 
beit ein besonders begrüßenswerter Weg zum Abbau des Genera- 
tionskonflikts. Bisher haben 90 Teilnehmer des viersemestrigen 
Studiums das Abschlußzeugnis erhalten, wobei die Anzahl der 
Frauen deutlich überwiegt. Nahezu alle Absolventen gehen einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit regelmäßig (bis zu zweimal täglich) 
nach - sei es als „Animateur", der spezifische Fachkenntnisse auf 
wissenschaftlichem, musischem oder sonstigem Gebiet vermittelt 
oder als „Multiplikator", der nach seinem Studium Berater, Lehrer 
und Gesprächspartner von Altersgruppen wird. Die Beschäfti- 
gungsfelder lassen sich im wesentlichen in die Bereiche Bildungs- 
arbeit, Initiierung von und Mitarbeit in Arbeitskreisen („Essen auf 
Rädern" etc.) und Einzel- und Gruppenarbeit (Unterstützung 
Arbeitsloser, Blinder etc.) auf gliedern. 
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Die Ergebnisse des Modellversuchs verdeutlichen einmal mehr, 
wie wichtig und sinnvoll für den Betroffenen und die Gesellschaft 
insgesamt nachberufliche, ehrenamtliche Tätigkeit von älteren 
Menschen sein kann. Die Signalwirkung dieses Modellversuchs 
zeigt sich an der Übernahme des Studienangebotes in das Regel- 
lehrangebot der Hochschule wie auch an der Einrichtung ähnli- 
cher wissenschaftlicher Weiterbildungsangebote in Oldenburg, 
Kassel, Frankfurt, Hamburg, Berlin, Saarbrücken, Marburg, 
Fulda, Stuttgart, Schwäbisch-Gmünd, Essen, Münster und Bonn. 

Die Bundesregierung wird die Förderung von Forschungs- und 
Modellprojekten in der Erwachsenen- und Weiterbildung älterer 
Menschen, wobei Frauen die Hauptzielgruppe sind, auch künftig 
fortsetzen. 


32. Welche Maßnahmen und ergänzenden Hilfen hält die Bundesre- 
gierung für erforderlich, um die Versorgung alleinstehender älterer 
Frauen und speziell hochbetagter Frauen zu sichern, und hält sie 
die vorhandenen Einrichtungen und sozialen Dienste in Anbe- 
tracht der zu erwartenden demographischen Entwicklung für aus- 
reichend? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß verstärkt Hilfen für 
ältere Menschen - insbesondere Pflegebedürftige - notwendig 
sind und die Versorgung dieser Personen verbessert werden muß. 
Dabei soll ambulante Versorgung Vorrang vor stationärer Versor- 
gung haben. Die Versorgung in der häuslichen Umgebung ist in 
der Regel menschlicher und vernünftiger, weil sie ein Weiterleben 
in der gewohnten Umgebung ermöglicht und geeignet ist, die 
sozialen Bindungen zu erhalten. 

Der Ausbau der sozialen Dienste, die Schäftung sinnvoller Frei- 
zeiteinrichtungen, Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen 
Kommunikationsmöglichkeiten hält die Bundesregierung für 
erforderlich, um die Versorgung älterer Frauen zu verbessern. Aus 
solchen Maßnahmen können sich auch Nachbarschaftshilfen und 
Selbsthilfegruppen entwickeln. 

Die Bereitstellung entsprechender ambulanter Dienste ist Sache 
der Länder und Gemeinden. Die Bundesregierung sieht jedoch, 
daß von den älteren Bürgern viele krank und pflegebedürftig sind. 
Bei den Hochbetagten über 80 Jahren ist jeder Dritte pflegebe- 
dürftig. 

Um die Situation dieses Personenkreises zu verbessern, wird die 
Bundesregierung im Rahmen eines Berichtes an den Deutschen 
Bundestag, der in Kürze vorgelegt wird, ein Bündel von Maßnah- 
men zur Unterstützung und Entlastung der häuslichen Pflege 
vorlegen. Diese Maßnahmen, die im wesentlichen eine Stärkung 
der ambulanten Versorgung bewirken sollen, werden auch Entla- 
stungen für hochbetagte Frauen mit sich bringen. 


33. Wieviel Mittel und in welchem zeitlichen Rahmen wird die Bundes- 
regierung zur Sicherung und Verbesserung der Lebensumstände 
älterer und hochbetagter Frauen zur Verfügung stellen? 
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Die Bundesregierung hat für die Einzelmaßnahmen zugunsten 
älterer Menschen nur eine sehr begrenzte Zuständigkeit. Im Rah- 
men dieser Zuständigkeit werden die Mittel jährlich im Rahmen 
der Titelgruppe „Gesellschaftspolitische Maßnahmen für die 
ältere Generation" im Haushalt des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 03 
bereitgestellt. Eine Aufteüung dieser Mittel nach Geschlechtern 
ist nicht vorgesehen. Für ältere Frauen bedeutsam sind ferner die 
Haushaltsmittel des Arbeitsstabes Frauenpolitik im Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit zur Förderung von 
Maßnahmen zur Beseitigung der Benachteiligung der Frau. 


34. Hält die Bundesregierung das derzeit bestehende Angebot an 
Altenwohnungen sowie die dafür erforderliche Betreuung älterer 
Frauen, insbesondere die der alleinstehenden und hochbetagten 
Frauen, für ausreichend, und welche Schritte sieht sie vor, um den 
bestehenden und künftigen Bedarf zu erfüllen? 


Da die Zahl der älteren Menschen und die der älteren Frauen 
zunehmen wird, besteht ein wachsender Bedarf an altengerech- 
ten Wohnungen und für den Ausbau ambulanter Pflegedienste 
(vgl. hierzu die Antwort auf die Frage 32). 

Die Länder fördern im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues u. a. 
auch den Bau von Altenwohnungen; der Bund gewährt den Län- 
dern hierzu Finanzhilfen. 


35. Wie wird sich die materielle Existenzsicherung künftig für Witwen 
darstellen, wenn die Bundesregierung die Neuordnung der Hinter- 
bliebenenversorgung nach dem sogenannten Einkommensanrech- 
nungsmodell des Bundesarbeitsministeriums (s. den Beitrag des 
zuständigen Ministerialdirektors Dr. Hauck im Handelsblatt vom 
28. Mai 1984) durchführen wird? Verspricht sich die Bundesregie- 
rung hiervon eine gezielte Versorgungsverbesserung für Frauen 
mit niedrigem Renteneinkommen? Beabsichtigt die Bundesregie- 
rung eine rentenerhöhende Anrechnung von Kindererziehungszei- 
ten für ältere Frauen, die bereits eine eigene oder eine Witwen- 
rente beziehen? Wann und in welcher Höhe sind ggf. Bundesmittel 
hierfür vorgesehen? 


Die Bundesregierung hat noch keine Entscheidung darüber 
getroffen, wie die Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, die aufgrund der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts zur Witwerrente erforderüch 
geworden ist, konkret ausgestaltet wird. Sie wird hierzu eine 
Lösung vorschlagen, die gerade für Frauen zu sozial ausgewoge- 
nen und akzeptablen Ergebnissen führt. Darüber hinaus ist es das 
Ziel der Bundesregierung, Zeiten der Kindererziehung in der 
Rentenversicherung anzurechnen. Die Überlegungen über die 
Ausgestaltung und Finanzierung einer solchen Maßnahme sind 
noch nicht abgeschlossen. Bei diesen Überlegungen wird auch 
die Situation der älteren Frauengeneration sorgfältig bedacht 
werden. 
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36. Wann und ggf. wie wird die Bundesregierung endlich die Empfeh- 
lungen des Wiener Internationalen Aktionsplans zur Frage des 
Altems auswerten und in nationales Recht umsetzen? Wird die 
Bundesregierung der darin ausgesprochenen Empfehlung, sich 
insbesondere um das Los der älteren Frauen zu kümmern, folgen 
und ggf. wie? 

Die Empfehlungen des Wiener Internationalen Aktionsplans sind 
auf die Verhältnisse in der ganzen Welt angelegt und betreffen 
daher in vielen Bereichen vornehmlich Aufgabenstellungen, die 
besonders die Länder der Dritten Welt tangieren. Die darin ange- 
sprochenen Fragen sind in vielen Bereichen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bereits weitgehend behandelt. In einigen grund- 
sätzlichen Feststellungen wie z. B. der Empfehlung 2, bestätigt die 
getroffene Aussage nur die von der Bundesregierung und den 
Länderregierungen in der Bundesrepublik Deutschland verfolgte 
Politik, die darauf abzielt, daß die älteren Menschen so lange wie 
möglich ein selbständiges Leben in ihrer eigenen Familie und 
Lebensgemeinschaft verbringen können. Diese Grundlinie der 
Altenpolitik wurde von der Bundesregierung in der Regierungser- 
klärung vom 4. Mai 1983 nochmals bekräftigt. 

Bereits 1983 hat die Bundesregierung alle Bundesländer und die 
Spitzenverbände der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 
über den Wiener Internationalen Aktionsplan zur Frage des 
Alterns informiert und um Stellungnahme zu dem Handlungsbe- 
darf gebeten. In einem Workshop vom 15. bis 17. Oktober 1984 
soll mit den Ländern und den Spitzenverbänden der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspflege erörtert werden, inwieweit auf Grund 
der Empfehlungen des Aktionsplanes von den verschiedenen 
Stellen laufende Maßnahmen zu intensivieren bzw. neu zu gestal- 
ten oder in Angriff zu nehmen sind. Die Probleme der älteren 
Frauen werden in den Beratungen von der Bundesregierung 
angesprochen werden. 


37. In welcher Weise und in welchem zeitlichen Rahmen wird die 
Bundesregierung die Empfehlungen des vielbeachteten Fachbe- 
richts zur Situation älterer Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgreifen und umsetzen, insbesondere auch im Hin- 
blick auf den Ende 1983 vor gelegten Bericht des Bundesrech- 
nungshofes? Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für die 
Verbesserung der Situation älterer und hochbetagter Frauen für 
vordringlich? 


Die Bundesregierung hat den Bericht zur Situation älterer Men- 
schen in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar nach 
Erscheinen allen relevanten Trägern der Altenarbeit zugeleitet 
mit der Bitte um Prüfung und Auswertung für die dortige Arbeit. 

Sie hat darüber hinaus sowohl die Aussagen des Fachberichts als 
auch die der sonstigen Veröffentlichungen des Deutschen Zen- 
trums für Altersfragen über „Alt werden in der Bundesrepublik" 
in ihre altenpolitischen Überlegungen einbezogen. Sie werden 
ferner als Materialien beim Workshop zum Wiener Internationa- 
len Aktionsplan zur Frage des Altems vom 15. bis 17. Oktober 
1984 dienen. Welche Empfehlungen die Länder sowie die Spit- 
zenverbände der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege aus 
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diesen Veröffentlichungen übernehmen, vermag der Bund nicht 
vorzugeben. 

Auch hierüber wird bei dem bereits genannten Workshop gespro- 
chen werden. 

Vordringliche Maßnahmen zur Verbesserung der Situation älterer 
und hochbetagter Frauen sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung - wie schon im einzelnen bei der Beantwortung dieser 
Kleinen Anfrage abgehandelt - die Beseitigung von Armut und 
die Sicherung der materiellen Existenz, der Ausbau der sozialen 
Dienste, die Erweiterung der Bildungsmöglichkeiten im Alter, 
auch für ältere Frauen mit geringem Bildungsniveau, die gesell- 
schaftliche Eingliederung der Vereinsamten und die Stärkung des 
Selbstbewußtseins, auch durch eine nachhaltigere öffentliche 
Anerkennung, Öffentlichkeitsarbeit und Veränderung des gesell- 
schaftlichen Bewußtseins. 

Schlußbemerkung 

Die Bundesregierung hat die Kleine Anfrage so eingehend beant- 
wortet, wie dies in der dafür vorgegebenen Frist möglich war. 
Eine ausführliche Darstellung ihrer Politik für die ältere Genera- 
tion wird die Bundesregierung mit der Antwort auf die Große 
Anfrage der CDU/CSU und FDP zur „Lebenssituation und 
Zukunftsperspektiven älterer Menschen " vom 26. Juni 1984 
(Drucksache 10/1660) vorlegen. 
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